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I. Amtlicher Teil 

Bildung 

Verwaltungsvorschriften zur Grundschulverordnung 
(VV-GV) 

vom 2. August 2007 
(ABl. MBJS S. 195) 

Gz.: 32.3-51100 

Änderungen: 

Datum Fundstelle Änderung 
19.11.2008 ABl.MBJS Nr. 25 Abs. 5-7; Nr. 27 geändert 

S. 422 Anlagen 3 und 4 neu gefasst 
16.07.2009 ABl.MBJS Nr. 3, Nr. 4 Abs. 3 und Nr. 28 

S. 221 aufgehoben; 
Nr. 5 Abs. 2-4 neu gefasst. 

03.09.2011 ABl.MBJS Nr. 2 Abs. 2, Nr. 18 Abs. 2 
S. 250 neu gefasst 

Nr. 5 Abs. 3, Nr. 14, 19, 20, 
Nr. 24(neu), Nr. 28(neu) geändert 
Nr. 23 eingefügt 

1 – Zu § 2 Abs. 3 GV – Pädagogische Ziele und Schwerpunkte 

(1) Jede Schule legt die pädagogischen Ziele und Schwerpunkte 
ihrer Arbeit im Schulprogramm fest. Es sollen insbesondere 
Aussagen getroffen werden 

a) zu besonderen Arbeitsschwerpunkten, 

b) 	 zu einer didaktisch-methodisch differenzierten Lernor­
ganisation, 

c)	 zum lerngerechten und schülerorientierten Zeitrhythmus 
und 

d) 	 zur schulräumlichen Gestaltung. 

Das Schulprogramm ist Grundlage für einen fachlichen Aus­
tausch zwischen den am Schulleben Beteiligten und schulischen 
Partnern. Die Ergebnisse von Entwicklung und Umsetzung der 
pädagogischen Ziele und Schwerpunkte werden zwischen der 
Schule und dem staatlichen Schulamt beraten, erörtert und ge­
gebenenfalls in Vereinbarungen dokumentiert. 

(2) Die Fachkonferenzen unterstützen die Schulleitung insbe­
sondere 

a) 	durch die Koordinierung der Arbeit der jeweiligen 
Fachkonferenz, 

b) 	 bei der Hospitation der Lehrkräfte, 

c) 	bei der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung 
von Vergleichsarbeiten und 

d) 	bei der Erstellung und Verwendung eines Aufgaben­
pools für fachbezogenen Vertretungsunterricht. 

Sie arbeiten eng mit den Experten des Beratungs- und Unter­
stützungssystem für Schule und Schulaufsicht zusammen. 

2 – Zu § 2 Abs. 4 GV – Übergänge 

(1) Die Schulen sorgen durch eine angemessene pädagogische 
Gestaltung des Übergangs von der Kindertagsstätte in die Schule 
und in die weiterführenden allgemein bildenden Schulen für 
Kontinuität in Erziehung und Bildung. Ein entsprechendes Kon­
zept ist im Schulprogramm festzuschreiben. Die Zusammen­
arbeit zwischen Kindertagesstätte und Schule erfolgt im Einver­
nehmen mit dem jeweiligen Träger und im Rahmen der von der 
Schulkonferenz gemäß § 91 Abs. 1 Nr. 10 des Brandenburgi­
schen Schulgesetzes beschlossenen Grundsätze. 

(2) Die Schulleitung beauftragt zur regelmäßigen Koordination 
der Zusammenarbeit mit den Kindertagestätten im Schulbezirk 
und den Eltern der Kinder, die keine Kindertagesstätte besuchen 
und sich im letzten Jahr vor der Aufnahme in die Grundschule 
befinden, eine Lehrkraft. 

(3) Die koordinierende Lehrkraft wirkt auf den Abschluss von 
Kooperationsvereinbarungen hin, die einen Zeit- und Maßnah­
meplan einschließen. Der Zeit- und Maßnahmeplan beinhaltet 
insbesondere 

a) 	die Festschreibung gegenseitiger Informationen zwi­
schen der Schule und der Kindertagesstätte über Ziele, 
Aufgaben, pädagogische Konzeptionen, Arbeitsweisen 
und Organisationsformen der jeweiligen Bereiche, 

b)	 wechselseitige Hospitationen sowie die Teilnahme von 
Erzieherinnen und Erziehern, Tagespflegepersonen und 
Lehrkräften an gemeinsamen Besprechungen und Fort­
bildungen, 

c) 	 gemeinsame Veranstaltungen und Projekte, 

d) 	die Vorbereitung und Durchführung gemeinsamer El­
ternversammlungen und 

e) 	die Organisation von Besuchen der Kinder aus den 
Kindertagesstätten in der Schule. 

(4) Die Zusammenarbeit mit weiterführenden allgemein bil­
denden Schulen ist im Schulprogramm insbesondere in folgen­
den Bereichen festzulegen: 

a) 	Zusammenarbeit und Informationsaustausch über die 
Verabredung zu pädagogischen Zielen und Schwer­
punkten, 

b) 	 die Unterrichtsorganisation und die Durchführung ge­
meinsamer schulischer Vorhaben und 
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c) 	 Bildung regionaler Arbeitskreise zu Fächern und Lern­
bereichen, in denen insbesondere Entscheidungen über 
Lehr- und Lernziele, den Austausch von Erfahrungen 
über die Lern- und Leistungsentwicklung von Schüle­
rinnen und Schülern, gegebenenfalls Absprachen über 
Lehr- und Lernmittel und sonstige Medien getroffen 
werden. 

Das staatliche Schulamt koordiniert die Zusammenarbeit. 

(5) Im ersten Schulhalbjahr der Jahrgangsstufe 4 lädt die Klas­
senlehrkraft zu einer Elternversammlung ein, in der die Eltern 
insbesondere über 

a) die Schulformen, 

b) 	 den dort zu erwerbenden Abschluss, die Berechtigung 
zum Besuch der gymnasialen Oberstufe in Gesamt­
schulen mit gymnasialer Oberstufe und Gymnasien 
und den jeweiligen Möglichkeiten der Fortsetzung des 
Schulbesuchs in der Sekundarstufe II einschließlich 
der Hinweise auf die Möglichkeiten in den Oberstufen­
zentren, 

c) 	 Besonderheiten der Fremdsprachenfolge, 

d) 	 die regionalen Schulstrukturen und die besonderen An­
gebote wie zum Beispiel Ganztagsangebote, Wahl­
unterricht, Schulen mit besonderer Prägung, 

e) 	den Bildungsgang und die spezifischen Regelungen 
der Aufnahme in eine Leistungs- und Begabungsklasse 
und 

f) 	 die Möglichkeit einer individuellen Beratung 

informiert werden. 

(6) Im ersten Schulhalbjahr der Jahrgangsstufe 6 lädt die Klas­
senlehrkraft zu einer Elternversammlung ein, in der die Eltern 
insbesondere über 

a) 	 die Bildungsgänge und Schulformen, 

b) 	 die zu erwerbenden Abschlüsse, die Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe in Gesamtschulen 
mit gymnasialer Oberstufe, Gymnasien und Beruf­
lichen Gymnasien in Oberstufenzentren in Zusammen­
hang mit den jeweiligen Möglichkeiten der Fortsetzung 
des Schulbesuchs in der Sekundarstufe II einschließ­
lich der Hinweise auf die Möglichkeiten in den Ober­
stufenzentren, 

c) 	 Besonderheiten insbesondere der Fremdsprachenfolge, 
der Fachleistungsdifferenzierung, des Wahlpflicht­
unterrichts, des Förderunterrichts, über Schwerpunkt­
gestaltung, 

d) 	 die regionalen Schulstrukturen und die besonderen An­
gebote wie zum Beispiel Ganztagsangebote, Wahl­
unterricht, Schulen mit besonderer Prägung, 

e) 	die grundsätzlichen und schulformspezifischen Rege­
lungen der Aufnahme in eine weiterführende allgemein 
bildende Schule der Sekundarstufe I, 

f) 	 die Bedeutung der zentralen Vergleichsarbeiten in der 
Jahrgangsstufe 6, des Grundschulgutachtens und des 
Probeunterrichts bei der Eignungsfeststellung im Rah­
men des Auswahlverfahrens einer übernachgefragten 
Schule und 

g) 	 die Möglichkeit einer individuellen Beratung 

informiert werden. 

(7) Die Elternversammlungen zu den Absätzen 5 und 6 können 
auch klassenübergreifend organisiert werden. 

(8) Die Schulleitung stellt sicher, dass sich die Lehrkräfte 
Kenntnisse über die jeweiligen Bildungsziele, Abschlüsse und 
Berechtigungen der Bildungsgänge der Sekundarstufe I und die 
sich daraus jeweils ergebenden Möglichkeiten der Fortsetzung 
der Ausbildung in der Sekundarstufe II aneignen. Die Schulen 
arbeiten dabei mit den Schulen der Sekundarstufe I und II zu­
sammen. Das staatliche Schulamt unterstützt die Schulen 
durch Dienstberatungen und schulstufenübergreifende Fortbil­
dungen. 

(9) In die langfristige Vorbereitung des Übergangs in die Se­
kundarstufe I sind die Schülerinnen und Schüler der Grund­
schulen und der Schulen der Sekundarstufe I aktiv mit einzube­
ziehen. 

4 – Zu § 4 Abs. 1 GV – Anmeldung und Aufnahme 

(1) Während des Anmeldezeitraumes muss ein Mitglied der 
Schulleitung oder eine von der Schulleitung beauftragte Lehr­
kraft für die Beratung der Eltern zur Verfügung stehen. 

(2) Ein Mitglied der Schulleitung oder eine von der Schul­
leitung beauftragte Lehrkraft führen mit dem Kind und den 
Eltern ein Gespräch und verschaffen sich einen Eindruck über 
den Entwicklungsstand des Kindes. Das Gespräch ist zu doku­
mentieren. 

5 – Zu § 4 Abs. 2 GV – Aufnahme in Grundschulen außer­
halb des festgelegten Schulbezirks 

(1) Eltern können einen Antrag (Anlage 1) beim zuständigen 
staatlichen Schulamt auf Besuch einer Grundschule außerhalb 
des festgelegten Schulbezirks für ihr Kind stellen. Das Vorlie­
gen eines wichtigen Grundes ist durch Nachweise darzulegen. 
Gemäß § 106 Abs. 4 Satz 3 des Brandenburgischen Schul­
gesetzes kann das staatliche Schulamt aus wichtigem Grund 
den Besuch einer anderen als der zuständigen Schule gestatten. 
Das staatliche Schulamt entscheidet dabei, ob ein wichtiger 
Grund vorliegt. Zu beachten ist, dass die Aufnahmekapazität 
der aufnehmenden Schule nicht erschöpft sein darf. Liegt ein 
wichtiger Grund vor, wägt das staatliche Schulamt das öffent­
liche Interesse gegenüber dem Individualinteresse ab. Das 
öffentliche Interesse kann insbesondere überwiegen, wenn es 
um den notwendigen Erhalt des Schulstandortes geht, mög­
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lichst ausgeglichene Klassenfrequenzen erreicht oder die 
Bandbreiten eingehalten werden sollen. Das Individualinteres­
se umfasst den Besuch einer anderen Schule aufgrund der vor­
gebrachten individuellen Gründe zum Wohl des Kindes. 

(2) Hat ein Schulträger deckungsgleiche Schulbezirke gebildet, 
kann er die Nähe zur Wohnung durch die Festlegung von 
Schuleinzugsbereichen bestimmen. Im Fall der Übernachfrage 
sind zuerst die Kinder aufzunehmen, die einen wichtigen 
Grund für die Aufnahme darlegen können und im Weiteren die 
Kinder, deren Eltern ihre Wohnung im Schuleinzugsbereich 
haben. Reicht die Aufnahmekapazität nicht aus, alle Kinder ge­
mäß Satz 2 aufzunehmen, erfolgt die Auswahl unter den Kin­
dern aus dem Schuleinzugsbereich unter dem Gesichtspunkt 
der Schulwegzeit oder der Entfernung. Hierbei ist die Bela­
stung, die mit dem Besuch einer anderen Schule verbunden ist, 
mit zu berücksichtigen. 

(3) Ein wichtiger Grund gemäß Absatz 1 oder 2 liegt vor, wenn 

a) 	 ein mehr als einmaliger Schulwechsel vermieden wer­
den soll, 

b) 	nur die gewünschte Schule Religionsunterricht oder 
humanistischen Lebenskundeunterricht anbietet, 

c) 	 eine andere Begegnungssprache oder Fremdsprache als 
Englisch angeboten wird, 

d) 	 der Wunsch zur Teilnahme oder Nichtteilnahme an ei­
nem Schulversuch vorliegt, 

e) 	 Geschwisterkinder bereits die nicht zuständige Schule 
besuchen oder 

f)	 Eine Schule mit Profilbildung für die Förderung im 
Leistungssport besucht werden soll und vom Landes­
sportbund die sportliche Eignung festgestellt wurde. 

Im Einzelfall kann ein wichtiger Grund vorliegen, wenn insbe­
sondere 

a) 	 die Betreuung durch Dritte notwendig ist, 

b) 	 die Teilnahme an Angeboten im außerschulischen Be­
reich, die im Tagesablauf der Schülerin oder des Schü­
lers und für deren oder dessen individuellen Bildungs­
weg bestimmend sind, ermöglicht werden soll, 

c) 	 durch die Nähe der Arbeitsstelle der Eltern die elterli­
che Betreuung erheblich erleichtert wird. 

(4) Nach einem Umzug soll der Besuch der bisherigen Grund­
schule weiter gestattet werden, sofern die Eltern dies wünschen. 

(5) Lehnt bei deckungsgleichen Schulbezirken die Schulleiterin 
oder der Schulleiter der gewählten Schule die Aufnahme ab, 
wird diese Entscheidung den Eltern schriftlich mitgeteilt. Die 
Anmeldeunterlagen werden an die Eltern zurückgeschickt. Zu­

sammen mit dem Ablehnungsbescheid wird den Eltern eine 
Übersicht der Schulen mit noch freien Kapazitäten übersandt 
mit dem Hinweis, dass sie ihr Kind innerhalb einer vom Schul­
träger festzusetzenden Frist an einer dieser Schulen anmelden 
müssen. Die Eltern können erneut frei wählen, an welcher die­
ser Schulen sie ihr Kind anmelden wollen. 

6 – Zu § 4 Abs. 3 GV – Schulen in freier Trägerschaft 

Die zuständige Schule überprüft zu Beginn eines Schuljahres, 
inwieweit Schülerinnen und Schüler an Schulen in freier Trä­
gerschaft dem Schulbesuch nachkommen. 

7 – Zu § 4 Abs. 4 GV – Schulärztliche Untersuchung 

Zur organisatorischen Vorgehensweise bei der schulärztliche 
Untersuchung erfolgt eine rechtzeitige Abstimmung zwischen 
der Schulleitung und dem Gesundheitsamt. Bei der Festsetzung 
der Zeit für die schulärztliche Untersuchung ist auf berufstätige 
Eltern Rücksicht zu nehmen. 

8 – Zu § 4 Abs. 6 GV – Aufnahme während der Jahrgangs-
stufe 1 

Für die Aufnahme während der Jahrgangsstufe 1 sollen die El­
tern in Zweifelsfällen ein schulpsychologisches Gutachten oder 
andere Fachgutachten beibringen. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter kann den Besuch des Unterrichts zur Beobachtung 
für eine Woche gestatten. 

9 – Zu § 5 Abs. 4 GV – Individuelle Lernstandsanalyse, 
Portfolio 

(1) Erfolgt die individuelle Lernstandsanalyse (ILeA) in be­
gründeten Fällen nicht in den ersten sechs Unterrichtswochen 
eines Schuljahres in der Jahrgangsstufe 1, 3 und 5, so ist sie 
zeitnah durchzuführen. 

(2) Die Eltern sind nach Abschluss der individuellen Lern­
standsanalyse und nach erfolgter Erstellung des individuellen 
Lernplans zeitnah durch die Klassenlehrkraft zu informieren. 
Zusätzliche schulische und häusliche Fördermaßnahmen sind 
abzustimmen und protokollarisch festzuhalten. 

(3) Die Lernentwicklungsdokumentation sollte in der Regel als 
Portfolio, in der die Entwicklung der Erziehung und Bildung 
dokumentiert ist, erfolgen. Die Einführung erfolgt stufenweise 
ab Jahrgangsstufe 1. 

(4) Ziel des Portfolios ist es, dass die Schülerinnen und Schüler 
ihre Lernfortschritte und ihre Lernerfahrungen ab Jahrgangs-
stufe 1, ihrem Alter entsprechend bewusst reflektieren und do­
kumentieren. Dabei setzen sie sich selbst Ziele und planen das 
weitere Lernen. Das Portfolio sollte insbesondere 

a) 	 individuelle Ziele und Kompetenzen, sowie den Stand 
zur Erreichung von Standards in den Fächern Deutsch 
und Mathematik und mindestens einem weiteren 
Fach, 
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b) 	 ausgewählte Arbeiten der Schülerin oder des Schülers 
zu erworbenen Kompetenzen mit Kommentaren von 
Schülerinnen und Schülern, Lehrkräften und Eltern, 

c) 	laufende Reflexionen, Beobachtungen, Rückmeldun­
gen zum Lernen von Schülerinnen und Schülern, Lehr­
kräften und Eltern, 

d) 	individuelle Lernpläne, auf der Basis der Ergebnisse 
der individuellen Lernstandsanalysen 1, 3 und 5 und 
die Dokumentation von Portfoliogesprächen, 

e) 	aussagekräftige Ergebnisse von ILeA und Vergleich­
sarbeiten und 

f) 	 Arbeitsergebnisse, die außerhalb des Unterrichts ent­
standen sind und Rückschlüsse auf Interessen, Neigun­
gen, Begabungen und Kompetenzen zulassen 

enthalten. 

(5) In Portfoliogesprächen mit den Eltern und den Schülerinnen 
und Schülern sind bezogen auf die Lernentwicklung Vereinba­
rungen für den individuellen Lernplan zu treffen und schulische 
sowie häusliche Fördermaßnahmen abzustimmen und darin zu 
verankern. 

(6) Die Schülerin oder der Schüler führt das Portfolio unter 
Anleitung der Klassenlehrkraft in der Schule. Die Eltern erhal­
ten zum Übergang in eine weiterführende allgemein bildende 
Schule die Lernentwicklungsdokumentation, die für den weite­
ren Schulverlauf Verwendung finden sollte. 

(5) Vergleichsarbeiten als diagnostische Testverfahren dienen 
der Feststellung des individuellen Lernstandes der Schülerinnen 
und Schüler, unterstützen die Lehrkräfte bei der Einschätzung 
ihrer Unterrichtsergebnisse und der Auswahl geeigneter För­
dermaßnahmen. Sie werden nicht bewertet. 

(6) Bei Schülerinnen und Schülern, deren Auffälligkeiten im 
Lern- und Sozialverhalten trotz individueller, pädagogischer 
Maßnahmen zunehmen, ist umgehend Verbindung mit der zu­
ständigen Sonderpädagogischen Förder- und Beratungsstelle 
aufzunehmen. Auf der Grundlage eines abgestimmten Förder­
plans werden notwendige präventive Maßnahmen unter Einbe­
ziehung der zuständigen beratenden Lehrkraft der Sonderpäda­
gogischen Förder- und Beratungsstelle eingeleitet. Der Förder­
plan wird unter Einbeziehung der Eltern durch die Klassenlehr­
kraft der Grundschule erstellt. Soweit ein Verfahren zur Feststel­
lung des sonderpädagogischen Förderbedarfs notwendig ist, 
richtet sich dieses nach der Sonderpädagogik-Verordnung. 

10 – Zu § 5 Abs. 7 GV – Information der Eltern 

Werden im Rahmen des Aufnahmeverfahrens besondere Bega­
bungen oder Lern-, Leistungs- und Entwicklungsbeeinträchti­
gungen durch Mitglieder der Schulleitung, beauftragte Lehr­
kräfte oder durch die Ergebnisse der schulärztlichen Unter­
suchung vermutet oder festgestellt, führt die Schulleitung ein 
Gespräch mit den Eltern, um eine angemessene Förderung 
sicherzustellen. 

11 – Zu § 6 Abs. 1 GV – Besondere Fördermaßnahmen 

Fachleute für die Beratung zur Förderung von Schülerinnen 
und Schülern mit besonderen Schwierigkeiten im Lesen, 
Schreiben und Rechnen können Lehrkräfte, die eine spezielle 
Qualifizierung besitzen, Schulpsychologinnen und Schulpsy­
chologen oder im Ausnahmefall Lehrkräfte einer Sonderpäda­
gogischen Förder- und Beratungsstelle sein. 

12 – Zu § 7 Abs. 1 und 2 GV – Wöchentlicher Pflichtunterricht 

Der wöchentliche Pflichtunterricht darf in der Regel in den Jahr­
gangsstufen 1 und 2 nicht mehr als 21 Stunden, in den Jahr­
gangsstufen 3 und 4 nicht mehr als 27 Stunden und in den 
Jahrgangsstufen 5 und 6 nicht mehr als 32 Wochenstunden be­
tragen. 

13 - Zu § 7 Abs. 3 GV - Unterrichtsfächer 

(1) Der Unterricht basiert auf vielfältigen didaktischen Prinzi­
pien, wechselnden Methoden und Arbeits- und Sozialformen. 
Er ist so zu gestalten, dass er die Leistungsbereitschaft und -fä­
higkeit, das Lerntempo, die Belastbarkeit und die Interessen 
der Schülerinnen und Schüler berücksichtigt. Die Möglichkei­
ten des fachübergreifenden, fächerverbindenden, epochalen so­
wie projektorientierten Unterrichts sind zu nutzen. 

(2) Die Begegnung mit fremden Sprachen wird in den Jahr­
gangsstufen 1 und 2 angeboten. Die Begegnung mit einer frem­
den Sprache ist in die Fächer und Lernbereiche integriert. Die 
Begegnungssequenzen umfassen in der Regel 10 bis 20 Minu­
ten. Die Wahl der Begegnungssprache liegt in der Verantwor­
tung der einzelnen Schule. Die Entscheidung trifft auf Vor­
schlag der Konferenz der Lehrkräfte die Schulkonferenz. Am 
Unterricht in der Begegnungssprache nehmen alle Schülerin­
nen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 und 2 teil. Für die er­
brachten Leistungen in der Begegnungssprache werden keine 
Noten erteilt. Die Teilnahme am Unterricht in der Begegnungs­
sprache ist auf dem Zeugnis zu vermerken. 

(3) Der Unterricht in der ersten Fremdsprache beginnt in der 
Jahrgangsstufe 3. Erste Fremdsprache ist in der Regel Eng­
lisch. Auf Antrag können weitere Sprachen durch das staatliche 
Schulamt genehmigt werden, sofern ein Rahmenlehrplan oder 
andere geeignete curriculare Materialien vorliegen. Den Antrag 
auf eine andere erste Fremdsprache stellt die Schulleiterin oder 
der Schulleiter auf Beschluss der Konferenz der Lehrkräfte. 
Vor einer Genehmigung durch das staatliche Schulamt muss 
feststehen, dass keine zusätzliche Klassenbildung notwendig 
wird, die Erteilung des Unterrichts durch Lehrkräfte gesichert 
und die Fortführung in der Sekundarstufe I gewährleistet sind. 

(4) In den Grundschulen im Siedlungsgebiet der Sorben (Wen­
den) kann Sorbisch (Wendisch) gemäß der Stundentafel für die 
Primarstufe und im Rahmen der personellen und sächlichen 
Möglichkeiten angeboten werden. Neben dem Unterrichtsfach 
Sorbisch (Wendisch) kann in ausgewählten Unterrichtsfächern 
(Sachfach) der Jahrgangsstufe 1 bis 6 Sorbisch (Wendisch) die 
mündliche und schriftliche Unterrichtssprache (bilinguales 
Bildungsangebot) sein. Zur Vorbereitung des bilingualen Sach­
fachunterrichts ist der Unterricht in Sorbisch zu verstärken. 
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Die Einrichtung bilingualer Bildungsangebote in Sorbisch be­
darf der Genehmigung des staatlichen Schulamtes nach Be­
schluss der Schulkonferenz. 

(5) Grundschulen können Polnisch im Rahmen der personellen 
und sächlichen Möglichkeiten als weitere Begegnungssprache 
in den Jahrgangsstufen 1 und 2 und als weitere Fremdsprache 
in den Jahrgangsstufen 3 bis 6 als Wahlunterricht anbieten. Die 
Einrichtung bedarf der Genehmigung des staatlichen Schulam­
tes nach Beschluss der Schulkonferenz. 

14 – Zu § 7 Abs. 5 GV – Besondere Festlegungen zu 
Fächern und Lernbereichen 

Die vorübergehende Zusammenfassung von Fächern zu Lern­
bereichen, Über- und Unterschreitungen von Stundenzahlen 
und Abweichungen von der in der Kontingentstundentafel vor­
gesehenen Wochenstundenzahl sind für Projekte, Epochal­
unterricht und andere Unterrichtsvorhaben möglich, wenn die 
organisatorischen Bedingungen der Schule dies erlauben und 
die Belastung wegen der vorübergehend erhöhten Wochenstun­
denzahl zumutbar bleibt. 

15 – Zu § 7 Abs. 6 GV – Lernbereiche 

Soweit nicht in den Lernbereichen Naturwissenschaften, 
Gesellschaftswissenschaften und Ästhetik unterrichtet wird, 
entscheidet jede Schule auf der Grundlage der Kontingentstun­
dentafel unter angemessener Berücksichtigung der Fächer über 
die Aufteilung der Wochenstunden. Für den Lernbereich 
Naturwissenschaften wird empfohlen, das Fach Physik in der 
Jahrgangsstufe 6 zu unterrichten. 

16 – Zu § 8 Abs. 1 GV – Kleine Grundschulen 

Kleine Grundschulen sind selbstständige Schulen mit eigener 
Schulleitung. Sie kooperieren mit einer größeren Partnerschu­
le, die vom staatlichen Schulamt bestimmt wird, um die päda­
gogische Weiterentwicklung, den Einsatz von Lehrkräften 
sowie den Unterricht im Vertretungsfall sicherstellen zu können. 

17 – Zu § 8 Abs. 2 GV – Jahrgangsstufenübergreifende Klassen 

Es können jahrgangsstufenübergreifende Klassen gebildet werden 

a) 	 in einer Schule, die nach besonderen pädagogischen 
Konzepten arbeitet, auch dann, wenn die Schülerzahl 
für die Bildung jahrgangsstufenbezogener Klassen aus­
reicht, 

b) 	 wenn die Mindestzügigkeit vorübergehend unterschrit­
ten wird oder 

c) 	 wenn die Schülerzahl für die Bildung jahrgangsstufen­
bezogener Klassen nicht ausreicht und die Schule als 
Kleine Grundschule fortgeführt wird. 

(2) Die Bildung jahrgangsstufenübergreifender Klassen bedarf 
der Genehmigung des staatlichen Schulamtes. Anträge auf Bil­
dung jahrgangsstufenübergreifender Klassen werden durch die 
Schule im Rahmen der Beschlüsse der Konferenz der Lehrkräf­

te und der Schulkonferenz beim staatlichen Schulamt späte­
stens vier Monate vor Beginn des Schuljahres gestellt, in dem 
mit jahrgangsstufenübergreifendem Unterricht begonnen wer­
den soll. 

18 – Zu § 8 Abs. 3 GV – Unterrichtsorganisation 

(1) In der Jahrgangsstufe 5 sind in der Regel in den Fächern 
Mathematik und Deutsch und ab Jahrgangsstufe 6 zusätzlich in 
der Fremdsprache leistungsdifferenzierte Lerngruppen zu bil­
den. Dabei beträgt der Anteil der Stunden mindestens fünfzig 
vom Hundert der für die Differenzierung zugewiesenen Lehr­
kräftewochenstunden. Diese werden unter Berücksichtigung 
der vorhandenen organisatorischen und personellen Rahmen­
bedingungen der Schule gebildet. 

(2) Eine Verwendung der Schwerpunktstunden für die Diffe­
renzierung darf für die Schülerinnen und Schüler nicht zur Ver­
ringerung oder Erhöhung der in der Stundentafel vorgesehenen 
Summe der Unterrichtsstunden führen. 

(3) Nach Fähigkeiten und Leistungen differenzierte Lerngrup­
pen haben eine unterrichtsergänzende Funktion. Sie dienen 
dem Ausgleich von Lernverzögerungen der Schülerinnen und 
Schüler oder unterbreiten Angebote mit höherem Anspruchs­
niveau zur Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Fähig­
keiten und Fertigkeiten. Die Arbeit in den Lerngruppen erfolgt 
auf der Grundlage der Rahmenlehrpläne. 

(4) Nach Neigungen differenzierte Lerngruppen sollen den 
Schülerinnen und Schülern die Möglichkeit geben, sich im 
Hinblick auf die weitere schulische Entwicklung zu erproben 
und zu profilieren. Es können Projekte, die in den Rahmenlehr­
plänen empfohlen werden, durchgeführt oder weitere Themen, 
deren Abstimmung in den zuständigen Fachkonferenzen er­
folgt, angeboten werden. 

(5) Über die Zuordnung der Schülerinnen und Schüler zu den 
Lerngruppen sowie über den Wechsel zwischen diesen ent­
scheiden die unterrichtenden Lehrkräfte unter Berücksichtigung 
der Zuordnungskriterien des Differenzierungskonzepts sowie 
der Fähigkeiten und Leistungen der Schülerinnen und Schüler. 

(6) Ein Wechsel zwischen den Lerngruppen soll jederzeit mög­
lich sein. Die Bildung von Lerngruppen kann auch klassen­
übergreifend, jahrgangsstufenübergreifend, thematisch, temporär 
und/oder epochal erfolgen. Es sind in der Regel gleich große 
Gruppen zu bilden. Die Bildung geschlechterspezifischer 
Gruppen ist möglich. 

(7) Am Ende der vierten und fünften Jahrgangsstufe informieren 
die Klassenlehrkräfte die Eltern über das Differenzierungskon­
zept der Schule und die für die Klasse beabsichtigten Differen­
zierungsmaßnahmen sowie über die Zuordnungskriterien, die 
der Lerngruppenbildung zugrunde liegen. 

(8) Klassenarbeiten werden im Klassenverband geschrieben. 
Die Leistungsbewertung erfolgt unabhängig von der Zuordnung 
zu einer Lerngruppe für alle Schülerinnen und Schüler nach 
einheitlichen Maßstäben. Wenn mehrere Lehrkräfte in einem 
Fach oder Lernbereich unterrichten, sind insbesondere die 
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Unterrichtsinhalte und die Leistungsbewertung abzustimmen. 
Die Entscheidung über die Zeugnisnote trifft jedoch die Lehr­
kraft, die den meisten Unterricht in diesem Fach oder Lernbe­
reich erteilt. 

(9) Schulen können im Rahmen der personellen und sächlichen 
Möglichkeiten und mit Genehmigung des staatlichen Schulam­
tes über die Festlegungen des http://srbbplus.luchterhand.de/ 
srbbplus/lpext.dll?f=id&id=SRBB_007_001_002&t=docu­
ment-frame.htm&2.0&p= - BB_GV_8_3§ 8 Abs. 3 Grundschul­
verordnung hinaus auch in anderen Fächern und Lernbereichen 
differenzieren. 

19 – Zu § 9 Abs. 1 GV – Flexible Eingangsphase 

(1) In der flexiblen Eingangsphase lernen Schülerinnen und 
Schüler des ersten und zweiten Schulbesuchsjahrs in jahr­
gangsstufenübergreifenden Klassen (FLEX-Klasse). Die An­
zahl der Schülerinnen und Schüler im ersten und im zweiten 
Schulbesuchsjahr in einer FLEX-Klasse soll in einem ausge­
wogenen Verhältnis stehen. 

(2) Der Grundsatz des jahrgangsstufenübergreifenden Unter­
richts ist in allen Fächern, insbesondere in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Sachunterricht, einzuhalten. Dies ist bei der 
Durchführung von Teilungsunterricht zu berücksichtigen. 

(3) Jede FLEX-Klasse wird durch ein Lehrkräfteteam begleitet, 
das sich aus der Klassenlehrkraft, der Lehrkraft für Teilungs­
unterricht (Teilungslehrkraft) und der sonderpädagogisch qua­
lifizierten Lehrkraft zusammensetzt. Zu den Aufgaben des 
Lehrkräfteteams gehören insbesondere die gemeinsame Unter­
richtsplanung, die monatlichen Fallbesprechungen, die Erstel­
lung von Lern- oder Förderplänen für schneller und langsam 
lernende Schülerinnen und Schüler sowie für Schülerinnen und 
Schüler mit temporärer oder dauerhafter sonderpädagogischer 
Begleitung. 

(4) Die Eltern sind in regelmäßigen Abständen über den Ent­
wicklungsstand der Schülerinnen und Schüler zu informieren. 
Für jede Schülerin und jeden Schüler ist neben dem Gespräch 
zum Schulhalbjahr dafür mindestens ein weiteres Elternge­
spräch im Schuljahr vorzusehen. 

(5) Die Form der Leistungsbewertung in der flexiblen Ein­
gangsphase sollte einheitlich durch schriftliche Informationen 
zur Lernentwicklung erfolgen. Auf Beschluss der Mehrheit der 
Mitglieder der Klassenkonferenz und der Elternversammlung 
treten im zweiten Schulbesuchsjahr schriftlichen Informatio­
nen zur Lernentwicklung an die Stelle der Noten. 

(6) Das staatliche Schulamt organisiert Hospitationen, um den 
Lehrkräften die Möglichkeit zu bieten, den Unterrichtsalltag 
konkret zu erleben und Fragen an die in den FLEX-Klassen 
tätigen Lehrkräfte zu stellen. Vor Aufnahme der Arbeit in einer 
flexiblen Eingangsphase sind die beteiligten Lehrkräfte fortzu­
bilden. Für die Fortbildung der Lehrkräfte ist das staatliche 
Schulamt zuständig. 

(7) Die Konferenz der Lehrkräfte beschließt gemäß § 85 Abs. 2 

Nr. 1 des Brandenburgischen Schulgesetzes über die Einrich­
tung der flexiblen Eingangsphase. Vor der Entscheidung der 
Konferenz der Lehrkräfte ist die Stellungnahme der Schul­
konferenz und des Schulträgers einzuholen. 

(8) Der Beschluss der Konferenz der Lehrkräfte auf Einrich­
tung der flexiblen Eingangsphase ist rechtzeitig beim staat­
lichen Schulamt zur Genehmigung einzureichen. Der vollstän­
dige Antrag ist spätestens am 31. Oktober vor Beginn des Schul­
jahres, in dem die flexible Eingangsphase beginnen soll, im 
staatlichen Schulamt vorzulegen. Der Antrag der Schule hat 
insbesondere Aussagen zur 

a) 	 pädagogischen Konzeption gemäß der Grundschulver­
ordnung, 

b) 	zur Notwendigkeit von Fortbildung und zum Einsatz 
der Lehrkräfte sowie 

c) 	räumlichen und organisatorischen Gestaltung an der 
Schule 

zu enthalten. Das staatliche Schulamt entscheidet im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden personellen und sächlichen Vor­
aussetzungen und unter Berücksichtigung der Stellungnahmen 
der Schulkonferenz und des Schulträgers über die Genehmi­
gung der Einrichtung der flexiblen Schuleingangsphase. 

20 – Zu § 9 Abs. 2 GV – Schulbesuchszeit 

(1) Spätestens vier Wochen vor dem Ende des ersten Schul­
halbjahres beschließt die Klassenkonferenz über eine Empfeh­
lung zur individuellen Schulbesuchszeit in der flexiblen Ein­
gangsphase einer jeden Schülerin und eines jeden Schülers. 

(2) Die Klassenkonferenz prüft spätestens sechs Wochen nach 
den Winterferien, ob für Schülerinnen und Schüler, die nach 
Beendigung des ersten Schuljahres in die Jahrgangstufe 3 über­
gehen sollen, die entsprechenden Leistungsvoraussetzungen 
erfüllt sind. Frühestens vier Wochen vor dem Ende des ersten 
Schuljahres werden die Beschlüsse über den Übergang in die 
Jahrgangsstufe 3 oder den weiteren Besuch der flexiblen Ein­
gangsphase gefasst. 

(3) Für Schülerinnen und Schüler, die auf Grund ihrer indivi­
duellen Lernvoraussetzungen erst nach dem dritten Schulbe­
suchsjahr in die Jahrgangsstufe 3 wechseln sollen, werden die 
Beschlüsse frühestens vier Wochen vor dem letzten Schultag 
des zweiten Schulbesuchsjahres gefasst. 

21 – Zu § 9 Abs. 3 GV – Sonderpädagogische Förderung 

Schülerinnen und Schüler mit Auffälligkeiten im Bereich des 
Lernens, der sozialen und emotionalen Entwicklung oder der 
Sprache, für die nach Einschätzung der sonderpädagogisch 
qualifizierten Lehrkraft eine sonderpädagogische Förderung 
nach Abschluss der Flexiblen Eingangsphase erforderlich ist, 
wechseln nach dem zweiten Schulbesuchsjahr in die Jahr­
gangsstufe 3 in eine Klasse mit gemeinsamem Unterricht oder 
eine entsprechende Förderklasse oder Förderschule. 

http:http://srbbplus.luchterhand.de
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22 – Zu § 10 Abs. 2 GV – Zentrale Vergleichsarbeiten im er­
sten Schulhalbjahr der Jahrgangsstufe 6 

(1) Die zentralen Vergleichsarbeiten finden im ersten Schul­
halbjahr der Jahrgangsstufe 6 statt und ersetzen jeweils eine der 
in der Jahrgangsstufe vorgesehenen schriftlichen Arbeiten. Die 
Termine der zentralen Vergleichsarbeiten legt das für Schule 
zuständige Ministerium fest. Die Klassenleitungen informieren 
die Eltern am Ende der Jahrgangsstufe 5 und in der ersten 
Elternversammlung der Jahrgangsstufe 6 in angemessener Weise. 

(2) Alle Unterlagen sind von den Lehrkräften vertraulich zu be­
handeln. Ausgenommen hiervon sind nach Beendigung die in 
den zentralen Vergleichsarbeiten vorgelegten Aufgaben. 

(3) Werden Aufgaben vor Beginn der zentralen Vergleichs­
arbeiten Unberechtigten bekannt, dürfen sie nicht verwendet 
werden. Über das weitere Verfahren entscheidet das für Schule 
zuständige Ministerium. 

(4) Bei Unregelmäßigkeiten entscheidet das für Schule zustän­
dige Ministerium, ob Teile der zentralen Vergleichsarbeit ge­
wertet werden oder die gesamte zentrale Vergleichsarbeit nicht 
gewertet wird und eine Wiederholung erforderlich ist. 

(5) Schülerinnen und Schüler, die aus nicht selbst verschulde­
ten Gründen der Arbeit fernbleiben, schreiben die zentrale Ver­
gleichsarbeit zu einem durch die Schule festgesetzten Termin 
nach. Die Erarbeitung der Aufgaben erfolgt hierzu durch die 
Schule auf der Grundlage der durch das Landesinstitut für 
Schule und Medien Berlin-Brandenburg erarbeiteten Schwer­
punkte und Hinweise. 

23 – Zu § 10 Abs. 3 GV – Zentrale Orientierungsarbeiten 

Die zentralen Orientierungsarbeiten dienen der Überprüfung 
der Erreichung der Standards und werden bewertet. Sie sind 
unter anderem Grundlage zur Erstellung des individuellen 
Lernplanes. 

24 – Zu § 11 Abs. 3 GV – Zeugnisse 

Sofern ein individuelles Gespräch an die Stelle eines Zeugnis­
ses tritt, erstellt die Schule eine Information zur Leistungsent­
wicklung für die Schülerinnen und Schüler in kindgerechter 
Form. 

25 – Zu § 13 Abs. 2 GV – Kinder von Fahrenden 

Bei Kindern von Fahrenden, von Binnenschiffern und Artisten 
oder bei Kindern, die anlässlich einer Unterbringung in einem 
Heim melderechtlich keiner (Haupt-)Wohnung zuzuordnen 
sind, bestimmt sich die zu besuchende Schule nach dem ge­
wöhnlichen Aufenthalt. In diesen Fällen ist davon auszugehen, 
dass die für den jeweiligen Aufenthaltsort zuständige Schule 
besucht werden muss, wenn der Aufenthalt über drei Tage hin­
ausgeht. Verfügt der Schulträger des Aufenthaltsortes über 
mehrere Schulen, ist die Stützpunktschule zu besuchen. 

26 – Zu § 14 Abs. 1 GV – Empfehlung der Grundschule in 
der Jahrgangsstufe 4 

(1) Eltern, die die Aufnahme ihres Kindes in eine Leistungs­
und Begabungsklasse wünschen, beantragen bis zur Ausgabe 
der Halbjahreszeugnisse der Jahrgangsstufe 4 die Erstellung 
einer Empfehlung der Grundschule. 

(2) Sofern gemäß § 57 Abs. 1 des Brandenburgischen Schulge­
setzes die Klassen- und Elternkonferenzen den Beschluss ge­
fasst haben, dass schriftliche Informationen zur Lernentwik­
klung an die Stellen von Noten treten, ist für diese Schülerin­
nen und Schüler ein Halbjahres- und Jahreszeugnis mit Noten 
zu erstellen. 

(3) Für die Schülerinnen und Schüler, deren Eltern einen ent­
sprechenden Antrag gestellt haben, erstellt die Klassenlehrkraft 
die Empfehlung der Grundschule (Anlage 2). 

(4) Die Empfehlung der Grundschule soll den Eltern helfen, ei­
ne den Fähigkeiten, Leistungen, Neigungen sowie der besonde­
ren Begabungen ihres Kindes sachgerechte Entscheidung über 
den weiteren schulischen Werdegang ihres Kindes ab der Jahr­
gangsstufe 5 zu treffen. 

(5) Die Empfehlung der Grundschule umfasst 

a) 	 Angaben zur Person, 

b) 	 Angaben zum Schulbesuch, 

c) 	 die Halbjahresnoten der Fächer Deutsch, Mathematik 
und Sachunterricht oder der Fächer Deutsch, Mathe­
matik und erste Fremdsprache der Jahrgangsstufe 4, 

d) 	 Angaben zur schulischen Entwicklung, 

e) 	 Angaben zu Fähigkeiten und Leistungen, 

f) 	 Angaben zu Neigungen und Begabungen und 

g) 	 eine zusammenfassende Empfehlung. 

(6) In den Angaben zur schulischen Entwicklung des Kindes 
sind Aussagen insbesondere zu 

a) 	 besonderen Lernumständen (zum Beispiel Schulwech­
sel, häufiger Klassen- oder Fachlehrerwechsel, beson­
derer Förder- und sonderpädagogischer Förderbedarf) 
sowie 

b) 	 besonderen Entwicklungen in den Fächern und Lern­
bereichen in der bisherigen Schulzeit 

zu treffen. Bei einem Abweichen der Schulbesuchsjahre von 
der besuchten Jahrgangsstufe sollen die Gründe dafür benannt 
werden. In den Angaben zu Fähigkeiten und Leistungen ist die 
Ausprägung auf der Grundlage der in den Rahmenlehrplänen 
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ausgewiesenen fachübergreifenden Kompetenzen zu bewerten. 
In den Angaben zu Neigungen und Begabungen können auch 
Interessen und Aktivitäten über den unterrichtlichen Bereich 
hinaus benannt werden. 

(7) Die Formulierungen müssen verständlich und sachlich sein. 
Die Empfehlung der Grundschule darf keine persönlichkeits­
verletzende Angaben enthalten. 

27 – Zu § 14 Abs. 2 GV – Beschluss der Klassenkonferenz 

Gemäß § 88 Abs. 3 Brandenburgisches Schulgesetz entscheidet 
die Klassenkonferenz über die inhaltlichen Aussagen der Emp­
fehlung der Grundschule. Der Beschluss ist zu protokollieren. 
Die Empfehlung der Grundschule ist von der Klassenlehrkraft 
und der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu unterschreiben 
und den Eltern zuzuleiten. 

28 – Zu § 15 Abs. 1 GV – Gutachten der Grundschule in 
der Jahrgangsstufe 6 

(1) Für die Aufnahme in die weiterführenden allgemein bilden­
den Schulen sind gemäß § 53 Abs. 1 des Brandenburgischen 
Schulgesetzes neben dem Wunsch der Eltern die Fähigkeiten, 
Leistungen und Neigungen (Eignung) der Schülerin oder des 
Schülers maßgebend. Das Grundschulgutachten dient insbe­
sondere der Information der Eltern über die voraussichtlich mit 
Erfolg zu erwartende Fortsetzung der Schullaufbahn ihres Kin­
des in einem bestimmten Bildungsgang der Sekundarstufe I. 
Bei Übernachfrage im sechsjährigen Bildungsgang an einem 
Gymnasium erhält das Grundschulgutachten im Rahmen des 
Aufnahmeverfahrens eine besondere Funktion. Die Schulleite­
rin oder der Schulleiter der aufnehmenden Schule ermittelt den 
Vorrang der Eignung unter anderem durch Auswertung des 
Grundschulgutachtens. 

(2) In der Jahrgangsstufe 6 erfolgt vor der Beschlussfassung zu 
den Grundschulgutachten eine individuelle Elternberatung. An 
dem Beratungsgespräch können die betreffende Schülerin oder 
der betreffende Schüler teilnehmen. Das Beratungsgespräch ist 
zu protokollieren. Bei der Festsetzung der Beratungszeiten 
muss auf berufstätige Eltern Rücksicht genommen werden. Die 
individuelle Beratung ist Aufgabe der Klassenlehrkraft. 

(3) Das Grundschulgutachten (Anlage 3) enthält gemäß § 52 
des Brandenburgischen Schulgesetzes Angaben über Fähigkei­
ten, Leistungen und Neigungen des Kindes in der Grundschule 
sowie eine Empfehlung für einen Bildungsgang in der Sekun­
darstufe I. Die Aussagen sollen insbesondere die Lern- und 
Leistungsentwicklung in den Jahrgangsstufen 5 und 6 berück­
sichtigen und in Übereinstimmung mit den Zeugnisnoten ste­
hen. Aus dem Gutachten müssen bereits entwickelte sowie 
noch zu fördernde Fähigkeiten hervorgehen. 

(4) Das Gutachten der Grundschule umfasst 

a) 	 Angaben zur Person, 

b) 	 Angaben zum Schulbesuch, 

d) 	 Angaben zu Fähigkeiten und Leistungen, 

e) 	 Angaben zu Neigungen und Begabungen, 

f) 	 die Empfehlung für einen weiterführenden Bildungs­
gang und 

g) 	 die Halbjahresnote in den Fächern Deutsch, Mathema­
tik, erster Fremdsprache der Jahrgangsstufe 6. 

(5) In den Angaben zur schulischen Entwicklung des Kindes 
sind Aussagen insbesondere zu 

a) 	 besonderen Lernumständen (zum Beispiel Schulwech­
sel, häufiger Klassen- oder Fachlehrerwechsel), 

b) 	 besonderen Entwicklungen, insbesondere in den Jahr­
gangsstufen 5 und 6 sowie 

c) 	besonderem Förder- und sonderpädagogischem För­
derbedarf 

zu treffen. Bei einem Abweichen der Schulbesuchsjahre von 
der besuchten Jahrgangsstufe sollen die Gründe dafür benannt 
werden. In den Angaben zu Fähigkeiten und Leistungen ist die 
Ausprägung auf der Grundlage der in den Rahmenlehrplänen 
ausgewiesenen fachübergreifenden Kompetenzen zu bewerten. 
In den Angaben zu Neigungen und Begabungen können auch 
Interessen und Aktivitäten über den unterrichtlichen Bereich 
hinaus benannt werden. Begabungen, die über die schulischen 
Anforderungen hinaus gehen, können benannt werden. 

(6) Die Klassenkonferenz beschließt die Empfehlung zum Be­
such eines Bildungsgangs für die Schülerin oder den Schüler 
auf der Grundlage des festgestellten Entwicklungs- und Lei­
stungsstandes, der eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht 
des jeweiligen Bildungsganges erwarten lässt. 
Hierbei gelten folgende Grundsätze, von denen im Einzelfall 
abgewichen werden kann: 

a) 	 Bildungsgangempfehlung zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife 

Unter Beachtung der spezifischen Neigungen sind die 
Fähigkeiten und Leistungen auf der Basis der Angaben 
zu den fachübergreifenden Kompetenzen mit mehr als 
50 Prozent mit "gut ausgeprägt" und besser bewertet. 

b) 	Bildungsgangempfehlung zum Erwerb des Realschul­
abschlusses/der Fachoberschulreife 

Unter Beachtung der spezifischen Neigungen sind die 
Fähigkeiten und Leistungen auf der Basis der Angaben 
zu den fachübergreifenden Kompetenzen mit mehr als 
50 Prozent mit "ausgeprägt" und besser bewertet. 

c) 	 Bildungsgangempfehlung zum Erwerb des erweiterten 
Hauptschulabschlusses/der erweiterten Berufsbildungs­
reife 

c) Angaben zur schulischen Entwicklung, Unter Beachtung der spezifischen Neigungen sind die 
Fähigkeiten und Leistungen auf der Basis der Angaben 
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zu den fachübergreifenden Kompetenzen mit mehr als 
50 Prozent mit "in Ansätzen ausgeprägt" bewertet. 

Die Formulierungen müssen verständlich und sachlich sein. 
Die Empfehlung der Grundschule darf keine persönlichkeits­
verletzenden Angaben enthalten. 

29 – (aufgehoben) 

30 - Sonstige Übergangsbestimmungen 

Die Einführung eines Portfolio gemäß Nummer 9 Abs. 3 er­
folgt ab dem Schuljahr 2008/2009 beginnend in der Jahrgangs-
stufe 1. 

31 – Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 2. 
August 2007 in Kraft und mit Ablauf des 31. Juli 2012 außer 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft 

a)	 die Verwaltungsvorschriften zur Feststellung individuel­
ler Lernpläne in der Grundschule (VV-individuelle Lern­
pläne) vom 15. September 2006 (ABl. MBJS S. 630), 

b) 	das Rundschreiben 35/01 vom 10. Dezember 2001 
(ABl. MBJS S. 560) Übergang in eine weiterführende 
allgemein bildende Schule der Sekundarstufe I, 

c) 	 das Rundschreiben 05/03 vom 17. Februar 2003 (ABl. 
MBJS S. 58) Zusammenarbeit der allgemein bildenden 
Schulen des Landes Brandenburg mit den öffentlichen 
Bibliotheken, 

d) 	das Rundschreiben 14/03 vom 31. Juli 2003 (ABl. 
MBJS S. 237) Grundsätze zur Arbeit in der flexiblen 
Eingangsphase (FLEX), 

e) 	das Rundschreiben 13/04 vom 4. Juni 2004 (ABl. 
MBJS S. 318) Erläuterungen zur Stundentafel für die 
Primarstufe (Anlage 1 der Grundschulverordnung) und 

f)	 das Rundschreiben 15/04 vom 11. Juni 2004 (ABl. MBJS 
S. 324) Differenzierung in den Jahrgangsstufen 5 und 6. 

(3) Das Rundschreiben 16/06 vom 11. September 2006 (ABl. 
MBJS S. 597) Weitere Einführung des Unterrichtsfaches Le-
bensgestaltung-Ethik-Religionskunde (L-E-R) in den Jahr­
gangsstufen 5 und 6 der Primarstufe tritt mit Ablauf des 31. Ju­
li 2008 außer Kraft. 

Der Minister für Bildung, Jugend und 

Sport des Landes Brandenburg
 

Verwaltungsvorschriften zur Sekundarstufe I-
Verordnung (VV-Sek I-V) 

Vom 2. August 2007 
(ABl. MBJS S. 210) 

Gz.: 33.05-51330 

Änderungen: 

Datum Fundstelle Änderungen 
31.08.2009 ABl. MBJS – Nr. 12 aufgehoben 

S. 348	 – Nr. 8 Abs. 1 u. 2; Nr. 15 Abs. 4 
Satz 3; Nr. 20; Anlage 1 
Ziffer 8.2 geändert 

20.07.2011 ABl.MBJS Nr. 8 Abs.1; Nr. 9 Abs. 3; 
S. 214	 Nr. 10 – 12 geändert 

Auf Grund des § 23 in Verbindung mit § 13 Abs. 3, § 56 Satz 1, 
§ 57 Abs. 4, § 58 Abs. 3, § 59 Abs. 9, § 60 Abs. 4 Satz 1 und 
§ 61 Abs. 3 des Brandenburgischen Schulgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I 
S. 78), von denen § 13 Abs. 3 durch Artikel 1 Nr. 10 des 
Gesetzes vom 8. Januar 2007 (GVBl. I S. 2, 4) geändert wor­
den ist, in Verbindung mit § 6 des Gesetzes zur Einführung 
der Oberschule im Land Brandenburg vom 16. Dezember 
2004 (GVBl. I S. 463, 464) verordnet der Minister für Bil­
dung, Jugend und Sport im Benehmen mit dem für Bildung 
zuständigen Ausschuss des Landtages: 

1 – Zu § 1 Sek I-V – Geltungsbereich, Verweildauer 

In den Leistungs- und Begabungsklassen gemäß § 3 Abs. 2 des 
Brandenburgischen Schulgesetzes erstrecken sich die Regelun­
gen dieser Verordnung auch auf die Jahrgangsstufen 5 und 6. 

2 – Zu § 6 Sek I-V – Anmeldung 

Die Anmeldungen sind von der Schulleitung der Grundschule 
oder der mit einer Grundschule zusammengefassten, weiterfüh­
renden allgemeinbildenden Schule über das staatliche Schulamt 
an die von den Eltern im Erstwunsch genannte weiterführende 
allgemein bildende Schule weiterzuleiten. Das staatliche 
Schulamt kann verspätete Anmeldungen unter Beachtung von 
§ 31 Abs. 7 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Brandenburg berücksichtigen. 

3 – Zu § 7 Sek I-V – Allgemeine Grundsätze des Auswahl­
verfahrens 

(1) Für die Eltern derjenigen Schülerinnen und Schüler, die 
nach der Eignungsfeststellung oder dem Auswahlverfahren 
nicht aufgenommen werden können, leiten die Schulleiterinnen 
und die Schulleiter der im Erst- und Zweitwunsch gewählten 
Schulen unverzüglich den entsprechenden Bescheid dem staat­
lichen Schulamt zu. 

(2) Soweit offenkundig Anhaltspunkte vorliegen, dass an Gym­
nasien auf Grund der auf einen Erst- und Zweitwunsch be­
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schränkten Wahlmöglichkeiten eine Verteilung der Schülerin­
nen und Schüler nach deren Eignung nicht erreicht wurde, 
kann das staatliche Schulamt Ausgleichskonferenzen mit den 
Gymnasien durchführen. Dies gilt entsprechend für Schülerin­
nen und Schüler, die an Gesamtschulen den Bildungsgang zum 
Erwerb der allgemeinen Hochschulreife besuchen wollen. Die 
Schülerinnen und Schüler, die im Erst- und Zweitwunsch keine 
Aufnahme finden konnten, sind unter Berücksichtigung ihres 
Zweitwunsches der jeweiligen Bewerbergruppe zuzuordnen. 

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter überprüft jeweils die 
sie betreffende Bewerbergruppe dahingehend, ob sie Bewerbe­
rinnen oder Bewerber enthält, die besser geeignet sind als die 
von ihr nach dem Erst- und Zweitwunsch bisher für die Auf­
nahme vorgesehenen Schülerinnen und Schüler (Ausgleichs­
konferenz). Ist dies der Fall, informiert die Schulleiterin oder 
der Schulleiter die Eltern darüber, dass eine Aufnahme möglich 
ist. Erklären sich die Eltern damit einverstanden, ist die Schü­
lerin oder der Schüler innerhalb der Kapazität zu berücksichti­
gen und die Anmeldung der verdrängten Schülerin oder des 
verdrängten Schülers unter Berücksichtigung des Zweitwun­
sches der jeweiligen Bewerbergruppe zuzuordnen. 

(4) Ist die Ausgleichskonferenz beendet, teilt das staatliche 
Schulamt den Schulen mit, dass das Auswahlverfahren abge­
schlossen ist. 

(5) Das staatliche Schulamt versendet die Bescheide über die 
Ablehnung an den gewünschten Schulen und informiert mit 
gleicher Post die Eltern der nicht aufgenommenen Schülerinnen 
und Schüler schriftlich über die in Betracht kommenden schu­
lischen Alternativen. Insbesondere informiert es die Eltern 
über Schulen mit noch freier Kapazität, schlägt die nächster­
reichbare Schule mit noch freier Kapazität vor und setzt einen 
Termin, bis zu dem die Aufnahme in eine Schule mit noch 
freier Kapazität zu beantragen ist. 

(6) Nach Abschluss des Zuweisungsverfahrens erhalten alle 
von den Schulleiterinnen oder Schulleitern aufgenommenen 
Schülerinnen und Schüler einen Aufnahmebescheid und die 
vom staatlichen Schulamt zugewiesenen Schülerinnen und 
Schüler einen Zuweisungsbescheid. 

4 – Zu § 8 Sek I-V – Besondere Aufnahmeverfahren 

Die Schulleitung formuliert einen entsprechenden Antrag, der 
das gewünschte Verfahren beschreibt und die weiteren Aufnah­
mekriterien ausweist. Der Antrag ist gemäß § 91 Abs. 3 Nr. 7 
des Brandenburgischen Schulgesetzes der Schulkonferenz 
zur Beschlussfassung vorzulegen. Die Beschlussfassung der 
Schulkonferenz ist dem Antrag beizufügen und dem für Schule 
zuständigen Ministerium zur Genehmigung vorzulegen. 

5 – Zu § 11 Sek I-V – Kontingentstundentafeln, Wochen­
stundentafeln, Unterrichtsfächer 

(1) Pflichtunterricht ist der für alle Schülerinnen und Schüler 
verbindliche Unterricht ohne Wahlmöglichkeiten. Wahlpflicht­
unterricht ist der für alle Schülerinnen und Schüler verbindli­
che Unterricht mit der Wahlmöglichkeit unter mehreren ange­
botenen Fächern und Lernbereichen. 

(2) Der Pflichtunterricht umfasst die Fächer Deutsch, Fremd­
sprache, Mathematik, Biologie, Chemie, Physik, Wirtschaft­
Arbeit-Technik, Geografie, Geschichte, Politische Bildung, 
Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde (L-E-R), Musik, Kunst 
und Sport. Im Rahmen des Schwerpunktunterrichts und im 
Rahmen der Möglichkeiten gemäß § 11 Abs. 5 der Sekundar­
stufe I-Verordnung können die Fächer gemäß Absatz 3 als 
Pflichtunterricht erteilt werden. 

(3) Der Wahlpflichtunterricht soll die Neigungen und Fähig­
keiten der Schülerinnen und Schüler berücksichtigen. Er er­
weitert und vertieft den Pflichtunterricht. Im Wahlpflichtunter­
richt ab der Jahrgangsstufe 7 an Gesamtschulen und Oberschu­
len werden mindestens eine weitere Fremdsprache, das Fach 
Wirtschaft-Arbeit-Technik und der Lernbereich Naturwissen­
schaften mit anderen Schwerpunkten als im Pflichtunterricht 
angeboten. Auf der Grundlage der Nachfrage sind mindestens 
zwei Wahlpflichtfächer oder Lernbereiche je Jahrgangsstufe 
einzurichten. Im Rahmen des Schwerpunktunterrichts kann in 
der Jahrgangsstufe 9, in der Jahrgangsstufe 10 oder in beiden 
Jahrgangsstufen Wahlpflichtunterricht durchgeführt werden. In 
diesem Wahlpflichtunterricht können weitere Fremdsprachen, 
der Lernbereich Naturwissenschaften, die Fächer Astronomie 
und Informatik und Fächer des Pflichtunterrichts mit anderen 
Schwerpunkten angeboten werden. Weitere Fächer oder Lern­
bereiche, für die ein vom für Schule zuständigen Ministerium 
genehmigter Lehrplan vorliegt, können auf Antrag der Konfe­
renz der Lehrkräfte durch das staatliche Schulamt genehmigt 
werden. 

(4) Mit Genehmigung des staatlichen Schulamtes können ne­
ben Englisch weitere Fremdsprachen als erste Fremdsprache an 
einer Schule unterrichtet werden, soweit in der Primarstufe ein 
entsprechender Unterricht genehmigt wurde. 

(5) Die Schülerinnen und Schüler können neben dem Unter­
richt in der Fremdsprache Unterricht in einem Fach (fremd­
sprachliches Sachfach) oder in mehreren Fächern erhalten, in 
denen die Fremdsprache mündliche und schriftliche Unter­
richtssprache (Zielfremdsprache) ist (bilinguales Bildungsan­
gebot). Die Einrichtung eines bilingualen Bildungsangebotes 
bedarf der Genehmigung des staatlichen Schulamtes. 

6 – Zu § 12 Sek I-V - Unterrichtsorganisation 

(1) Bei der Organisation des Unterrichts soll die Stabilität von 
Lerngruppen angemessen gewahrt bleiben und ein häufiger 
Lehrkräftewechsel vermieden werden. 

(2) Über die Erteilung von Unterricht in Lernbereichen ent­
scheidet die Konferenz der Lehrkräfte auf Antrag der beteilig­
ten Fachkonferenzen. Auf Grund dieser Entscheidung wird die 
Umsetzung des schuleigenen Lehrplans durch die beteiligten 
Lehrkräfte koordiniert. Die Entscheidung für einen Lernbe­
reich soll für mindestens ein Schuljahr getroffen werden und 
kann auf einzelne Klassen oder Jahrgangsstufen begrenzt wer­
den. Werden Fächer als Lernbereich unterrichtet, so wird für 
diesen eine zusammengefasste Bewertung vorgenommen. 

(3) Die für den Pflichtunterricht, den Wahlpflichtunterricht ab 
der Jahrgangsstufe 7 und den Schwerpunktunterricht vorgese­
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henen Unterrichtsstunden für das Fach Wirtschaft-Arbeit-Tech­
nik können für das Praxislernen zusammengefasst und im 
Block unterrichtet werden. Für das Praxislernen gelten die Vor­
schriften in den Anlagen 1 und 1 a. 

(4) Im Rahmen der organisatorischen und personellen Mög­
lichkeiten kann zusätzlicher Unterricht zur Förderung von Inte­
ressen, Fähigkeiten und Fertigkeiten angeboten werden (Wahl­
unterricht). Die Teilnahme ist freiwillig. Mit der Entscheidung, 
am Wahlunterricht teilzunehmen, begründet sich jeweils für ein 
Schuljahr die Pflicht zur regelmäßigen Teilnahme am Unter­
richt. Der Wahlunterricht wird nicht auf die Wochenstundenta­
fel angerechnet und kann sowohl klassen- als auch jahrgangs­
stufenübergreifend erteilt werden. Eine Leistungsbewertung 
erfolgt nicht. § 11 Abs. 8 Satz 2 Sekundarstufe I-Verordnung 
bleibt unberührt. 

(5) Im Rahmen der organisatorischen und personellen Mög­
lichkeiten kann zusätzlicher Unterricht angeboten werden, um 
unterschiedliche Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und 
Schüler auszugleichen, ihren Leistungsstand zu verbessern und 
sie individuell zu fördern (Förderunterricht). Der Förderunter­
richt wird in der Regel in kleineren Lerngruppen durchgeführt, 
die auch klassen- oder kursübergreifend gebildet werden kön­
nen. Eine Leistungsbewertung erfolgt nicht. 

(6) Über die Einrichtung eines Unterrichtsangebotes und von 
Fördermaßnahmen gemäß § 12 Abs. 3 der Sekundarstufe I-
Verordnung entscheidet das staatliche Schulamt. Über die Teil­
nahme entscheidet auf Antrag der Eltern die Klassenkonferenz. 

7 – Zu § 16 Sek I-V – Nachprüfungen 

(1) Das Anforderungsniveau der Nachprüfung muss dem je­
weiligen Ziel entsprechen und sich grundsätzlich am Unter­
richtsstoff des zweiten Schulhalbjahres orientieren. 

(2) Die betreffenden Schülerinnen oder Schüler und deren 
Eltern werden von der Möglichkeit der Nachprüfung unmittel­
bar nach der Entscheidung der Klassenkonferenz schriftlich in 
Kenntnis gesetzt. Sie sind zugleich aufzufordern, bis spätestens 
zum letzten Unterrichtstag des Schuljahres zu erklären, ob von 
der Möglichkeit der Nachprüfung Gebrauch gemacht wird oder 
nicht. Eltern und Schülerinnen und Schüler sind ferner darauf 
hinzuweisen, dass ihnen die Möglichkeit gegeben wird, sich 
vor der Entscheidung über die Teilnahme an einer Nachprüfung 
von der zuständigen Lehrkraft beraten zu lassen. Kommen für 
die Nachprüfung mehrere Fächer oder Lernbereiche in Be­
tracht, wählt die Schülerin oder der Schüler das Fach oder den 
Lernbereich aus, in dem die Nachprüfung abgelegt werden 
soll. Ist versetzungswirksamer Unterricht in einem Fach nur im 
ersten Schulhalbjahr erteilt worden, kann eine Nachprüfung 
auch in diesem Fach abgelegt werden. 

(3) Die Nachprüfung findet vor Beginn des Unterrichts des 
nächsten Schuljahres statt. Bei Vorliegen besonderer Gründe 
kann sie im Einzelfall auch in der ersten Schulwoche stattfin­
den. Die Schulleiterin oder der Schulleiter bestimmt den Ter­
min für die Nachprüfungen nach Beratung in der Konferenz 
der Lehrkräfte. Die Nachprüfung besteht aus einer mündlichen 
Prüfung, die höchstens 20 Minuten dauert, und in einem Fach, 

in dem schriftliche Arbeiten geschrieben wurden, außerdem 
aus einer schriftlichen Arbeit, die ein bis zwei Unterrichtsstun­
den dauern soll. 

8 – Zu § 22 Sek I-V - Prüfungen und Prüfungsfächer 

(1) Die Prüfungen finden im zweiten Schulhalbjahr der Jahr­
gangsstufe 10 statt. Die Prüfungszeiträume und die Termine für 
die zentralen schriftlichen Prüfungen in Deutsch, Mathematik 
und Englisch werden von dem für Schule zuständigen Ministe­
rium festgelegt. Schülerinnen und Schüler, die statt Englisch 
eine andere Fremdsprache als erste Fremdsprache gewählt 
haben, absolvieren eine dezentrale schriftliche Prüfung in der 
gewählten ersten Fremdsprache. Der Prüfungsausschuss legt 
unter Berücksichtigung der von dem für Schule zuständigen 
Ministerium festgelegten Termine und Zeiträume einen schuli­
schen Zeitplan für die Durchführung der Prüfungen fest. 

(2) Auf Wunsch sind die Eltern durch die Klassenlehrkraft vor 
der Beantragung einer freiwilligen Zusatzprüfung gemäß § 22 
Abs. 2 zu beraten. 

(3) Alle im Zusammenhang mit der Prüfung erworbenen Infor­
mationen und Unterlagen sind von den Lehrkräften vertraulich 
zu behandeln. Ausgenommen hiervon sind nach Abschluss der 
gesamten Prüfungen die in den Prüfungen vorgelegten Aufga­
ben. 

(4) Werden Aufgaben vor Beginn der schriftlichen Prüfung 
Unberechtigten bekannt, dürfen sie nicht verwendet werden. 
Über das weitere Verfahren entscheidet das für Schule zustän­
dige Ministerium. 

(5) Stellt sich nach der schriftlichen Prüfung heraus, dass die 
Aufgaben Unberechtigten bekannt gewesen sind, und kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Schülerinnen und Schü­
ler die Aufgaben oder Teile von ihnen kannten, entscheidet das 
für Schule zuständige Ministerium, ob Teile der schriftlichen 
Prüfungsleistung nicht gewertet werden oder die ganze schrift­
liche Prüfung wiederholt wird. 

(6) Werden Aufgaben vor Beginn der mündlichen Prüfung Un­
berechtigten bekannt, dürfen sie nicht verwendet werden. In 
diesem Fall werden unverzüglich neue Aufgaben gestellt. 

9 – Zu § 25 Sek I-V - Ausschüsse 

(1) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die oder 
der Prüfungsvorsitzende und mindestens ein weiteres Mitglied 
anwesend sind. Eine Vertretung ist nicht zulässig. Der Prüfungs­
ausschuss entscheidet mit Mehrheit. Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Prüfungsvorsitzenden. Dies gilt auch in Fällen gemäß 
§ 25 Abs. 2 der Sekundarstufe I-Verordnung. Über die Beratun­
gen des Prüfungsausschusses ist ein Protokoll anzufertigen. 

(2) Der Prüfungsausschuss ist verantwortlich für die Einhal­
tung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, für den Ablauf 
der Prüfungen und für die Gewährleistung einheitlicher Anfor­
derungen. Die oder der Prüfungsvorsitzende hat das Recht, 
Entscheidungen im Rahmen einer Prüfung zu beanstanden. 
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Eine Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Über die Be­
anstandung entscheidet unverzüglich das staatliche Schulamt. 

(3) Mitglied eines Fachausschusses ist 

1.	 als Prüferin oder Prüfer in der Regel die Lehrkraft, die in 
der Jahrgangsstufe 10 im jeweiligen Fach, bei Unterricht in 
Lernbereichen in dem Lernbereich, den regelmäßigen 
Unterricht in der Klasse oder dem Kurs erteilt oder die die 
andere Prüfungsform begleitet hat, 

2.	 als Protokollantin oder Protokollant eine weitere Lehrkraft, 
die in der Regel in dem jeweiligen Fach oder Lernbereich 
unterrichtet haben soll und 

3.	 bei Gruppenprüfungen eine weitere Lehrkraft oder zwei 
weitere Lehrkräfte. 

(4) Mit Zustimmung des staatlichen Schulamtes können auch 
Lehrkräfte anderer Schulen als Mitglied eines Fachausschusses 
berufen werden. 

(5) Angehörige der Schülerin oder des Schülers gemäß § 20 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg 
dürfen nicht Mitglied des Prüfungsausschusses oder eines 
Fachausschusses sein. 

10 – Zu § 27 Sek I-V - Schriftliche Prüfungen 

(1) Die Anforderungen in der Aufgabe entsprechen den Rah­
menlehrplänen und dem vorangegangenen Unterricht in der 
Klasse oder dem Kurs. Aufgaben gemäß § 27 Abs. 2 und 3 der 
Sekundarstufe I-Verordnung entsprechen zusätzlich den schul­
eigenen Lehrplänen. Die Aufgaben bestehen aus der Aufgaben­
stellung, dem gegebenenfalls zu bearbeitenden Material, der 
Benennung der gegebenenfalls vorgesehenen besonderen Hilfs­
mittel und einer Beschreibung der erwarteten Leistung ein­
schließlich Angaben zur Bewertung. Für die zentralen schrift­
lichen Prüfungen legt das für Schule zuständige Ministerium 
Korrektur- und Bewertungshinweise fest. Diese berücksichtigen 
die grundlegende, erweiterte und vertiefte allgemeine Bildung 
der Schülerinnen und Schüler und beinhalten entsprechende 
unterschiedliche Erwartungsbilder. Die Aufgabe muss themati­
sche Schwerpunkte haben, die sich auf Themenfelder der Jahr­
gangsstufen 7 bis 10 beziehen. Die Aufgaben können aus Tei­
laufgaben bestehen. Es können mehrere Aufgaben oder Teilauf-
gaben gestellt werden, von denen eine nach eigener Wahl durch 
die Schülerinnen und Schüler zu bearbeiten ist. 

(2) Die Prüfungszeit im Fach Deutsch beträgt 180 Minuten und 
im Fach Mathematik 135 Minuten. Die Prüfungszeit schließt 
die Zeit zum Lesen der Aufgabe und der Hinweise und für die 
gegebenenfalls zu treffenden Auswahlentscheidungen ein. Die 
Prüfung in der ersten Fremdsprache dauert 45 Minuten und 
wird in der Regel als Hörverstehenstest durchgeführt. 

(3) Die schriftlichen Prüfungen sollen unter Aufsicht von min­
destens zwei Lehrkräften stattfinden. Über den Verlauf der Prü­
fungen ist ein Protokoll zu führen. 

(4) Die Prüfungsarbeiten werden von der Lehrkraft, die in der 
Jahrgangsstufe 10 in dem Prüfungsfach in der Klasse oder dem 

Kurs den regelmäßigen Unterricht durchgeführt hat, korrigiert 
und abschließend beurteilt. Dabei sind die festgelegten Korrek­
tur- und Bewertungshinweise anzuwenden. 

(5) Die Ergebnisse der Prüfungen sind in ganzen Noten, in Ge­
samtschulen in Punkten und Noten auszudrücken. 

11 – Zu § 28 Sek I-V – Mündliche Prüfungen 

(1) Auf Wunsch ist den Schülerinnen und Schülern spätestens 
einen Tag vor der Durchführung der mündlichen Prüfung Gele­
genheit zur Rücksprache bei der Prüferin oder dem Prüfer zu ge­
ben, um insbesondere fachliche Fragen zu stellen (Konsultation). 

(2) Die Grundlage für die Erstellung der Aufgaben sowie für 
die Prüfungsanforderungen sind die Rahmenlehrpläne, die schul­
eigenen Lehrpläne, der vorangegangene Unterricht in der Klasse 
oder in dem Kurs und ergänzende Vorschriften. Die Aufgaben be­
stehen aus der Aufgabenstellung, dem gegebenenfalls zu bear­
beitenden Material, der Benennung der gegebenenfalls vorge­
sehenen besonderen Hilfsmittel und einer Beschreibung der er­
warteten Leistung einschließlich Angaben zur Bewertung. Die 
Aufgabe muss einen thematischen Schwerpunkt haben, der 
sich auf Sachgebiete der Jahrgangsstufen 9 und 10 bezieht, und 
so angelegt sein, dass zu ihrer Lösung auch auf Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zurückgegriffen werden muss, die 
in den Jahrgangsstufen 7 und 8 erworben wurden. 

(3) Eine Aufgabe kann für bis zu drei unmittelbar nacheinander 
stattfindende mündliche Prüfungen verwendet werden, wenn 
die noch zu prüfenden Schülerinnen und Schüler keine Hin­
weise über die verwendete Aufgabe erhalten können. 

(4) Die Fachausschüsse einer Schule für ein Fach oder einen 
Lernbereich treten vor Beginn der mündlichen Prüfungen zu­
sammen, um sich mit den Aufgaben vertraut zu machen und 
um Festlegungen zum Verlauf der Prüfungen und zu den Prü­
fungsanforderungen zu treffen. Die Beschlüsse der Fachkonfe­
renz und der Konferenz der Lehrkräfte zur Leistungsbeurtei­
lung sind zu beachten. 

(5) Bei einer freiwilligen Zusatzprüfung gemäß § 22 Absatz 2 
der Sekundarstufe I-Verordnung wird der Schülerin oder dem 
Schüler die Aufgabenstellung schriftlich vorgelegt. Eine Wahl 
unter mehreren Aufgaben ist nicht zulässig. Die Prüfungsauf­
gaben können praktische, praktisch-gestalterische oder experi­
mentelle Anteile enthalten. Eine mündliche Prüfung in Deutsch 
oder Mathematik darf keine inhaltliche Wiederholung der 
schriftlichen Prüfung sein. Die Vorbereitung auf die mündliche 
Prüfung findet unmittelbar vor der Prüfung unter Aufsicht statt. 

(6) Jede Einzelprüfung dauert in der Regel 15 Minuten bei ei­
ner Vorbereitungszeit von 15 Minuten. Sofern die Aufgabe einen 
praktischen, gestalterischen oder experimentellen Teil enthält, 
kann die Vorbereitungszeit auf höchstens 30 Minuten verlängert 
werden. Die Entscheidung trifft der Fachausschuss auf Vorschlag 
der Prüferin oder des Prüfers. Während der Vorbereitungszeit 
kann die Schülerin oder der Schüler Aufzeichnungen anfertigen. 
Die Aufzeichnungen sind nach Beendigung der mündlichen Prü­
fung den Prüfungsunterlagen beizufügen. Gruppenprüfungen 
finden ohne Vorbereitungszeit statt und dauern in Abhängigkeit 
von der Größe der Gruppe höchstens 20 Minuten. 
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(7) Soweit erforderlich, kann die Prüferin oder der Prüfer im 
Verlauf der mündlichen Prüfung Hilfen geben, die zu protokol­
lieren sind. Das Prüfungsgespräch soll das durch die Aufga­
benstellung umrissene Thema nur verlassen, wenn dort die 
Leistungsfähigkeit der Schülerin oder des Schülers erschöpft 
ist. In der Gruppenprüfung ist durch die Aufgabenstellung und 
die Gestaltung des Prüfungsverlaufes sicherzustellen, dass die 
individuelle Leistung jeder Schülerin und jedes Schülers beur­
teilt werden kann. Das Prüfungsgespräch ist zu protokollieren. 

(8) Für das Prüfungsverfahren im Fach Sport gelten die Vor­
schriften in den Anlagen 2, 2 a, 2 b und 2 c. 

(9) Unmittelbar im Anschluss an jede mündliche Prüfung berät 
der Fachausschuss über die Prüfungsleistung. Die Prüferin 
oder der Prüfer beurteilt die Prüfungsleistung und macht einen 
Bewertungsvorschlag. Die übrigen Mitglieder des Fachaus­
schusses können abweichende Bewertungsvorschläge machen. 
Der Fachausschuss berät unter Berücksichtigung der Aussagen 
des Protokolls über die Vorschläge und beschließt eine Bewer­
tung, eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Bei Stimmengleich­
heit entscheidet die Stimme der Prüferin oder des Prüfers. 

(10) Die Ergebnisse der Prüfungen sind in ganzen Noten, in 
Gesamtschulen in Noten und Punkten auszudrücken. 

12 – Zu § 29 Sek I-V – Latinum, Graecum 

(1) Die Latinum- oder Graecumprüfung gemäß § 29 Absatz 2 
der Sekundarstufe I-Verordnung findet an der von der Schüle­
rin oder dem Schüler besuchten oder an einer vom staatlichen 
Schulamt bestimmten Schule statt. 

(2) Die Bescheinigung des Latinum oder Graecum erfolgt auf 
der Grundlage der VV-Zeugnisse. Für den Fall des Nichtbeste­
hens ist dieses zu bescheinigen. 

13 – Zu § 30 Sek I-V - Zuhörende 

Anträge gemäß § 30 Abs. 3 der Sekundarstufe I-Verordnung 
sind spätestens drei Tage vor der Prüfung zu stellen. Die Zahl 
der Zuhörenden gemäß § 30 Abs. 2 und 3 der Sekundarstufe 
I-Verordnung darf drei nicht übersteigen. Zuhörende gemäß 
§ 30 Abs. 2 bis 5 der Sekundarstufe I-Verordnung dürfen sich 
weder an der mündlichen Prüfung noch an der Beratung oder 
der Beschlussfassung beteiligen. 

14 – Zu § 41 Sek I-V – Eignungsfeststellung 

(1) § 41 Abs. 2 der Sekundarstufe I-Verordnung gilt auch für 
die Schülerinnen und Schüler aus anderen Bundesländern. 
Soweit sie bereits ein Gymnasium besuchen, ist die Eignung 
für den Bildungsgang zum Erwerb der allgemeinen Hochschul­
reife gegeben und keine Eignungsprüfung erforderlich. 

(2) Das staatliche Schulamt teilt den Schulen vor Beginn des 
Aufnahmeverfahrens die genehmigten Ersatzschulen mit, für 
deren Schülerinnen und Schüler § 41 Abs. 2 Satz 2 entspre­
chende Anwendung findet. Hierbei prüft das staatliche Schul­
amt, ob die genehmigte pädagogische Konzeption einen Unter­

richt auf der Grundlage der Rahmenlehrpläne der Grundschule 
und der für die Grundschule geltenden Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften vorsieht. Die entsprechende Anwendung von 
§ 41 Abs. 2 Satz 2 setzt insbesondere voraus, dass die Schüle­
rinnen und Schüler genehmigter Ersatzschulen an den zentra­
len Vergleicharbeiten in der Jahrgangstufe 6 teilgenommen 
haben und ein Gutachten der Grundschule nach den für die 
öffentlichen Schulen geltenden Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften erstellt wurde. 

15 – Zu § 42 Sek I-V – Eignungsprüfung 

(1) Der Probeunterricht findet an zwei Tagen in je 5 Stunden 
statt. Der Unterricht orientiert sich an den fachdidaktischen 
Ansprüchen, den Anforderungen, Inhalten und Standards der 
Rahmenlehrpläne der Grundschule. Die Inhalte und Anforde­
rungen des Unterrichts und die Aufgaben für schriftliche 
Arbeiten werden durch das für Schule zuständige Ministerium 
zentral gestellt. 

(2) Das staatliche Schulamt bildet aus den am Probeunterricht 
teilnehmenden Schülerinnen und Schülern Unterrichtsgruppen. 
Die Größe der Unterrichtsgruppen soll 20 Schülerinnen und 
Schüler nicht überschreiten. 

(3) Die Kommission besteht aus einer Lehrkraft aus einer 
Grundschule und zwei Lehrkräften aus Gymnasien. Jeweils ein 
Mitglied der Kommission führt den Unterricht durch, die übri­
gen Mitglieder sind als Beobachter tätig. Über den Verlauf der 
Eignungsprüfung ist ein Protokoll anzufertigen. 

(4) Die Entscheidungen der Kommission sind zu protokollieren. 
Sofern das Ergebnis „nicht bestanden” festgestellt wird, ist die 
Entscheidung zu begründen. Das staatliche Schulamt teilt das 
durch die Kommission festgestellte Ergebnis der Eignungsprü­
fung der Schulleiterin oder dem Schulleiter des gewünschten 
Gymnasiums mit. 

16 – Zu § 43 Sek I-V – Auswahlverfahren 

(1) Schülerinnen und Schüler, für die bereits festgestellt wird, 
dass sie nicht für den Bildungsgang zum Erwerb der allgemei­
nen Hochschulreife geeignet sind, nehmen nicht am Auswahl-
verfahren der Schule gemäß § 43 der Sekundarstufe I-Verord­
nung teil. 

(2) Besondere Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

1.	 eine an der Schule angebotene Fremdsprache gewählt wird, 
für die in der jeweiligen Jahrgangsstufe noch Plätze verge­
ben werden können, 

2.	 die Schülerinnen und Schüler in dem Gebiet des für die ge­
wünschte Schule zuständigen Schulträgers ihre Wohnung 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder vor Beginn 
des neuen Schuljahres in das Gebiet des für die Schule zu­
ständigen Schulträgers umziehen, 

3.	 die Schülerinnen und Schüler die Teilnahme an einem 
Ganztagsangebot wünschen, 
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4.	 Geschwister bereits die gewünschte Schule besuchen oder 
deren Aufnahme erfolgen wird oder wenn gleichzeitig Ge­
schwister Aufnahme begehren oder 

5.	 durch die Aufnahme einer Schülerin oder eines Schülers in 
der Jahrgangsstufe ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
Mädchen und Jungen hergestellt werden soll. 

17 – Zu § 44 Sek I-V – Organisation der Jahrgangsstufe 10 

(1) Für die Information und Beratung über die Schullaufbahn 
in der gymnasialen Oberstufe und für die Beantragung eines 
Schulbesuchs im Ausland im Verlauf der Jahrgangsstufe 10 
gelten die Gymnasiale-Oberstufe-Verordnung und die Verwal­
tungsvorschriften zur Gymnasiale-Oberstufe-Verordnung. Im 
Verlauf der Jahrgangsstufe 9 sind die Schülerinnen und Schüler 
über die Regelungen der gymnasialen Oberstufe zu informieren, 
insbesondere über die Belegverpflichtungen in der Einfüh­
rungs- und Qualifikationsphase. 

(2) Soweit eine Fremdsprache ab der Jahrgangsstufe 9 oder ab 
der Jahrgangsstufe 10 mit insgesamt vier Wochenstunden be­
legt wurde, gelten die Regelungen für eine in der gymnasialen 
Oberstufe neu einsetzende Fremdsprache. 

18 – Zu § 50 Sek I-V – Auswahlverfahren 

Besondere Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

1.	 die Schülerinnen und Schüler die von der Schulkonferenz 
beschlossene Unterrichtsorganisation der Schule wünschen, 

2.	 die persönlichen Voraussetzungen dem Angebot der Schule 
besonders entsprechen, 

3.	 ein Wahlpflichtfach gewählt wird, für das in der jeweiligen 
Jahrgangsstufe noch Plätze vergeben werden können, 

4.	 die Schülerinnen und Schüler in dem Gebiet des für die ge­
wünschte Schule zuständigen Schulträgers ihre Wohnung 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder vor Beginn 
des neuen Schuljahres in das Gebiet des für die Schule zu­
ständigen Schulträgers umziehen, 

5.	 die Schülerinnen und Schüler die Teilnahme an einem 
Ganztagsangebot wünschen, 

6.	 Geschwister bereits die gewünschte Schule besuchen oder 
deren Aufnahme erfolgen wird oder wenn gleichzeitig Ge­
schwister Aufnahme begehren oder 

7.	 durch die Aufnahme einer Schülerin oder eines Schülers in 
der Jahrgangsstufe ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
Mädchen und Jungen hergestellt werden soll. 

19 – Zu § 51 Sek I-V – Unterrichtsorganisation, Differen­
zierung 

(1) Die Schulkonferenz beschließt gemäß § 91 Abs. 2 des 
Brandenburgischen Schulgesetzes über die Unterrichtsorgani­

sation gemäß § 51 Abs. 1 der Sekundarstufe I-Verordnung. Zur 
Sicherung einer kontinuierlichen pädagogischen Ausrichtung 
der Schule soll der Beschluss langfristig gefasst und sollen Än­
derungen der Unterrichtsorganisation vermieden werden. Die 
Schulkonferenz hat hierbei insbesondere die Einhaltung der 
Vorgaben der VV-Unterrichtsorganisation für die Klassenbil­
dung zu berücksichtigen. 

(2) Die Durchlässigkeit zwischen den Klassen und Kursen ist 
zu gewährleisten. Für die Neigungsdifferenzierung im Wahl­
pflichtunterricht werden Kurse gebildet, die von den Schülerin­
nen und Schülern aller Klassen einer Jahrgangsstufe besucht 
werden können. 

20 – Zu § 55 Sek I-V – Einstufung im integrativen System 

Die tatsächlich erzielten Jahresnoten in den B-Kursen werden 
auf dem Zeugnis ausgewiesen. Die gemäß § 55 Abs. 5 Satz 2 
der Sekundarstufen-I-Verordnung umgerechneten Noten wer­
den ausschließlich für die Versetzungs- und Abschlussentschei­
dung herangezogen. 

21 – Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 
2. August 2007 in Kraft und am 31. Juli 2012 außer Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die VV-Praxislernen vom 1. November 
2004 (ABl. MBJS S. 540) und die VV-Prüfung Sport Jahr­
gangsstufe 10 vom 8. Juli 2004 (ABl. MBJS S. 453) außer 
Kraft. 

Der Minister für 

Bildung, Jugend und Sport 


Richtlinien zur Gewährung von Zuwendungen 
an Berufsschülerinnen und Berufsschüler zu den 

Kosten für Unterkunft und Verpflegung bei 
notwendiger auswärtiger Unterkunft 

(RL-Unterkunft-Verpflegung – RL-UV) 

Vom 4. November  2011
 
Gz.: 34.21-51512 - Tel.: 866-3874
 

Auf Grund des § 115 Satz 2 und 3 des Brandenburgischen 
Schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Au­
gust 2002 (GVBl. I S. 78) bestimmt die Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport: 

Inhaltsübersicht: 

1 - Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage 
2 - Zuwendungsempfänger 
3 - Zuwendungsvoraussetzungen 
4 - Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
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5 - Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6 - Verfahren 
7 - Geltungsdauer 

Anlage 1 - Antragsformular 
Anlage 2 - Merkblatt 

1 - Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage 

Das Land Brandenburg gewährt Zuwendungen an Berufsschü­
lerinnen und Berufsschüler in einem Ausbildungsverhältnis nach 
Maßgabe dieser Richtlinien und der Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) des Landes Bran­
denburg zu den Kosten für Unterkunft und Verpflegung bei 
notwendiger auswärtiger Unterkunft zum Besuch der zuständi­
gen Berufsschule. 

2 - Zuwendungsempfänger 

(1) Zuwendungsempfänger sind die Schulverwaltungsämter 
der Landkreise oder der kreisfreien Städte als Erstempfän­
ger, die die Zuwendungen insbesondere gemäß Nummer 12 
der VVG zu § 44 LHO an die Letztempfänger weiterleiten. 

(2) Letztempfänger sind Berufsschülerinnen und Berufsschü­
ler bzw. Auszubildende mit Ausbildungsvertrag in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf gemäß Berufsbildungs­
gesetz oder Handwerksordnung, die im Land Brandenburg 
gemäß § 39 Absatz 2 des Brandenburgischen Schulgeset­
zes (BbgSchulG) berufsschulpflichtig oder gemäß § 39 
Absatz 4 Satz 1 BbgSchulG berufsschulberechtigt sind und 
beim Besuch der auswärtigen zuständigen Berufsschule 
auf Unterkunft während der schulischen Ausbildung am 
Schulort angewiesen sind, da ihnen die täglichen Fahrt­
zeiten zwischen Wohnung oder dem Ort ihres ständigen 
Aufenthaltes und dem Schulort nicht zugemutet werden 
können. 

3 - Zuwendungsvoraussetzungen 

(1) Berufsschülerinnen und Berufsschülern können Zuschüsse 
für die beim Besuch einer zuständigen auswärtigen Berufs­
schule entstehenden Kosten erhalten, wenn ein Antrag auf 
Gewährung von Zuschüssen an den gemäß § 100 Absatz 3 
BbgSchulG zuständigen Schulträger, in dessen Gebiet sich 
die im Ausbildungsvertrag genannte Ausbildungsstätte 
befindet, gestellt wird. Die Bewilligungsvoraussetzungen 
sind bei der Antragstellung nachzuweisen. 

(2) Zuschüsse für die Kosten der Unterkunft und Verpflegung 
am Schulort können Berufsschülerinnen und Berufsschü­
lern gewährt werden, wenn die zuständige Berufsschule 
innerhalb des Landes Brandenburg oder  in einem anderen 
Land der Bundesrepublik Deutschland besucht wird und 
aufgrund der Entfernung von der Wohnung oder dem Ort 
des ständigen Aufenthaltes die tägliche Fahrt zur Schule 
nicht zugemutet werden kann und deshalb eine auswärtige 
Unterkunft notwendig ist. 

(3) Die tägliche An- und Rückfahrt von der Wohnung zur 
Schule ist in der Regel dann zumutbar, wenn die Fahrtzeit 
bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel insgesamt drei 
Stunden nicht überschreitet. Die besonderen Belange von 
Menschen mit Behinderung sind angemessen zu berück­
sichtigen, wenn bei einer Fahrtzeit, die drei Stunden unter­
schreitet, aufgrund der Art der Behinderung die tägliche 
Fahrt besonders beschwerlich erscheint. 

4 - Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

(1) Zuwendungsart: Projektförderung 

(2) Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

(3) Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung 

(4) Bemessungsgrundlage für die Zuschüsse sind die entstan­
denen Kosten für Unterkunft und Verpflegung. 

(5) Der Zuschuss beträgt 50 v.H. der notwendigen Gesamtkos­
ten für Unterkunft und Verpflegung, jedoch höchstens 5,50 € 

pro Tag. 

(6) Zur Minderung sozialer Belastungen kann Berufsschülerin­
nen und Berufsschülern mit nachgewiesener Ausbildungs­
vergütung von weniger als 330,00 € netto pro Monat ein 
zusätzlicher Zuschuss von gesamt 4,50 € pro Tag für Unter­
kunft und Verpflegung gewährt werden. Der Zuschuss nach 
Absatz 5 und 6 darf insgesamt 80 von Hundert der tatsäch­
lich entstandenen Kosten für Unterkunft und Verpflegung 
nicht überschreiten. 

(7) Die Unterkunft sollte in der Regel in einem Wohnheim erfol­
gen. Ist dies nicht möglich, können auch die Aufwendun­
gen bei privater Unterkunft bezuschusst werden. 

Kann die Berufsschülerin oder der Berufsschüler an der 
Gemeinschaftsverpflegung nicht teilnehmen und/oder die 
Verpflegungskosten nicht nachweisen, so ist von einem 
Richtwert von 5,50 € täglich für Verpflegung auszugehen. 

5 - Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

(1) Der Zuschuss wird für die Dauer der auswärtigen Unter­
kunft während der schulischen Ausbildung gewährt. 

(2) Unterrichtsfreie Tage, Sonn- und Feiertage, die zwischen 
Unterrichtstagen liegen, sind bezuschussungsfähig ein­
schließlich nicht abzuweisender Verpflegungskosten, wenn 
die Berufsschülerin oder der Berufsschüler auf auswärtige 
Unterkunft angewiesen ist und darüber einen Nachweis 
erbringt. 

(3) Muss der auswärtige Berufsschulbesuch ohne Verschulden 
der Berufsschülerin oder des Berufsschülers unterbrochen 
werden, z.B. wegen Krankheit und müssen die Unter­
kunftskosten nachweislich weitergezahlt werden, wird der 
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Zuschuss für diese Zeit, jedoch höchstens bis zum Ende 
des laufenden Unterrichtsblockes, weiter gewährt. 

(4) Der Zuschuss wird nicht gewährt für Zeiten, in denen die 
Berufsschülerin oder der Berufsschüler unentschuldigt 
dem Unterricht ferngeblieben ist. 

(5) In begründeten Ausnahmefällen kann eine Abschlagszah­
lung erfolgen. 

(6) Die Auszahlung des Zuschusses kann auch an Dritte  	erfol­
gen, sofern von den Berufsschülerinnen und Berufsschü­
lern, bei Minderjährigen deren Eltern, eine Abtretungs­
erklärung dem Antrag beigefügt wird. 

6 - Verfahren 

(1) Antragsverfahren: 

a)	 Berufsschülerinnen und Berufsschüler oder für Min­
derjährige deren Eltern (Letztempfänger) stellen einen 
formlosen Antrag während des ersten Ausbildungs­
halbjahres für die Dauer der Ausbildung unter Angabe 
der voraussichtlichen Kosten bei dem Schulverwal­
tungsamt des Landkreises oder der kreisfreien Stadt, in 
dessen oder deren Gebiet die Ausbildungsstätte liegt. 
Dieser Antrag ist nicht zwingende Voraussetzung für 
eine Bewilligung der Anträge gemäß Absatz 2. 

b)	 Die Zuschüsse werden jeweils für ein Schulhalbjahr 
gewährt. Die Anträge gemäß der Anlage 1 sind nach 
Ablauf eines Schulhalbjahres jeweils spätestens bis 
zum 1. April oder 1. Oktober bei dem gemäß Buchsta­
be a zuständigen Schulverwaltungsamt einzureichen. 
Die Termine sind Ausschlussfristen. 

c)	 Dem Antrag auf Gewährung von Zuschüssen sind ein 
Nachweis über die Teilnahme am Unterricht sowie die 
Original-Belege für die Kosten der Unterkunft und Ver­
pflegung, eine Kopie des Ausbildungsvertrages und 
eine Kopie der aktuellen Vergütungsbescheinigung bei­
zulegen. 

d)	 Anträge auf Bewilligung des Zuschusses für das voran­
gegangene Schulhalbjahr sind unter Angabe der vor­
aussichtlichen Höhe der Mittel vom Erstempfänger 
spätestens bis zum 1. Februar oder 1. August des Jahres 
beim Ministerium für Bildung, Jugend und Sport ein­
zureichen. 

Der Mittelbedarf ist anhand des IST-Standes des vor­
hergehenden Bewilligungszeitraumes und der bereits 
vorliegenden Anträge zu ermitteln. 

(2) Bewilligungsverfahren: 

a)	 Die Bewilligungsbescheide an die Erstempfänger wer­
den vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
erteilt. 

b)	 Die Zuwendungsweitergabe an die Letztempfänger e­
rfolgt durch gesonderte Bewilligungsbescheide durch 
die Erstempfänger. Sie entscheiden nach pflichtgemä­
ßem Ermessen. 

c)	 Rücknahme oder Widerruf der Bewilligungen richten 
sich nach §§ 48,49 und 49a des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes des Landes Brandenburg (VwVfGBbg). 

(3) Auszahlungsverfahren: 

a)	 Die Auszahlung an die Erstempfänger erfolgt nach Zah­
lungsanforderung für zwei Monate im Voraus unbar auf 
das angegebene Konto. 

b)	 Die Auszahlung durch die Erstempfänger an die Letzt­
empfänger erfolgt nach Zuwendung durch das Land 
unbar auf das angegebene Konto. 

(4) Verwendungsnachweisverfahren: 

a)	 Der Erstempfänger legt gegenüber dem Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport jeweils nach Durchfüh­
rung der Maßnahme, spätestens jedoch innerhalb von 
drei Monaten nach Abschluss des Bewilligungszeitrau­
mes, einen Verwendungsnachweis vor. Dem zahlen-
mäßigen Nachweis ist eine Übersicht zu den ausge­
reichten Mitteln an die jeweiligen Letztempfänger unter 
Angabe der für Unterkunft und/oder Verpflegung geneh­
migten Anzahl von Tagen beizufügen. Der Erstempfän­
ger der Zuwendung hat zu bescheinigen, dass die gewähr­
te Zuwendung zweckentsprechend, wirtschaftlich und 
sparsam verwendet wurde. Nicht verwendete Mittel 
sind zurückzuführen. 

b)	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die 
VV/VVG zu § 44 der LHO und die §§ 48, 49 und 49a 
des VwVfGBbg soweit nicht in diesen Förderricht­
linien Änderungen zugelassen sind. 

7 - Geltungsdauer 

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. August 2011 in 
Kraft. Sie treten am 31. Juli 2013 außer Kraft. 

Potsdam, den 4. November 2011 

Die Ministerin 

für Bildung, Jugend und Sport
 

Dr. Martina Münch
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Anschriften der Schulverwaltungsämter   

Landkreis Barnim 
Am Markt 1 
16225 Eberswalde 

Stadtverwaltung Cottbus 
Karl-Marx-Straße 67 
03050 Cottbus 

Landkreis Elbe-Elster 
Grochwitzer Straße 20 
04916 Herzberg/Elster 

Landkreis Havelland 
Platz der Freiheit 1 
14712 Rathenow 

Landkreis Oberhavel 
Adolf-Dechert-Straße 1 
16515 Oranienburg 

Landkreis Oder-Spree 
Breitscheidstraße 7 
15841 Beeskow 

Stadtverwaltung Potsdam 
Hegelallee 6-8, Haus 10 
14461 Potsdam 

Landkreis Prignitz 
Berliner Straße 49 
19348 Perleberg 

Landkreis Teltow-Fläming 
Am Nuthefließ 2 
14943 Luckenwalde 

Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel 
Friedrich-Franz-Straße 19 
14770 Brandenburg a.d.Havel 

Landkreis Dahme-Spreewald
 
Schulweg 13
 
15711 Königs Wusterhausen
 

Stadtverwaltung Frankfurt (Oder)
 
Goepelstraße 38
 
15230 Frankfurt (Oder)
 

Landkreis Märkisch-Oderland
 
Puschkinplatz 12
 
15306 Seelow
 

Landkreis Oberspreewald-Lausitz
 
Dubinaweg 1
 
01968 Senftenberg
 

Landkreis Ostprignitz-Ruppin
 
Postfach 13 54
 
16802 Neuruppin
 

Landkreis Spree-Neiße
 
Heinrich-Heine-Straße 1
 
03149 Forst (Lausitz)
 

Landkreis Potsdam-Mittelmark
 
Niemöllerstraße 1
 
14806 Belzig
 

Landkreis Uckermark
 
Karl–Marx-Straße 1 

17291 Prenzlau
 



278 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 7 vom 23. November 2011 

II. Nichtamtlicher Teil 

Genehmigung für die Befreiung von der Anwendung 
landesrechtlicher Standards 

Bekanntmachung des Ministeriums für 

Bildung, Jugend und Sport
 

Gz.: 32.1 – 22433
 
Vom 30. September 2011
 

Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport hat im Einver­
nehmen mit dem Ministerium des Innern der Stadt Prenzlau 
die Genehmigung zur Abweichung von landesrechtlichen Stan­
dards gemäß § 2 Absatz 3 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 des 
Standarderprobungsgesetzes vom 28. Juni 2006, zuletzt geän­
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Juli 2011 mit Wir­
kung vom 1. Juli 2011 bis zum 31. Juli 2014 verlängert. 

Die Stadt Prenzlau ist - abweichend von § 106 Absatz 4 des 
Gesetzes über die Schulen im Land Brandenburg (BbgSchulG) 
- zuständig für Entscheidungen über den Besuch einer anderen 
als der in der Schulbezirkssatzung der Stadt Prenzlau festge­
legten zuständigen Grundschule. 

Die Entscheidungen des Schulträgers haben die in § 106 Ab­
satz 4 Nummer 1 bis 4 BbgSchulG aufgeführten Gründe zu be­
rücksichtigen und erfolgen im Benehmen mit dem Staatlichen 
Schulamt Eberswalde. 

Genehmigung für die Befreiung von der Anwendung 
landesrechtlicher Standards 

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung,
 
Jugend und Sport
 

Gz.: 32.1 – 22433
 
Vom 30. September 2011
 

Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport hat im Einver­
nehmen mit dem Ministerium des Innern der Stadt Zossen die 
Genehmigung zur Abweichung von landesrechtlichen Stan­
dards gemäß § 2 Absatz 3 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 des 
Standarderprobungsgesetzes vom 28. Juni 2006, zuletzt geän­
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Juli 2011 mit Wir­
kung vom 1. Juli 2011 bis zum 30. Juni 2014 verlängert. 

Die Stadt Zossen ist - abweichend von § 106 Absatz 4 des Ge­
setzes über die Schulen im Land Brandenburg (BbgSchulG) ­
zuständig für Entscheidungen über den Besuch einer anderen 
als der in der Schulbezirkssatzung der Stadt Zossen festgeleg­
ten zuständigen Grundschule. 

Die Entscheidungen des Schulträgers haben die in § 106 Ab­
satz 4 Nummer 1 bis 4 BbgSchulG aufgeführten Gründe zu be­

rücksichtigen und erfolgen im Benehmen mit dem Staatlichen 
Schulamt Wünsdorf. 

Stellenausschreibungen im Bundesgebiet 

Das Staatliche Schulamt Brandenburg an der Havel beabsich­
tigt - vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Vor­
aussetzungen - nachfolgend aufgeführte Stellen neu zu besetzen: 

I.	 Stellv. Schulleiterin/stellv. Schulleiter an Grundschulen 

Anne-Frank-Grundschule Teltow
 
John-Schehr-Straße  17
 
14513 Teltow
 

- Besetzung zum nächst möglichen Termin - 

Aufgaben 
Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung 
der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; Vertre­
tung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Abwesen­
heit oder Verhinderung; Unterstützung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben; Zusammenwirken mit den Lehrkräften, 
Eltern sowie Schülerinnen und Schülern. 

Voraussetzungen 
Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primar­
stufe; mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in 
der Primarstufe. 

Anforderungen 
Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 
Zusammenarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter und den Mitwir­
kungsgremien; gutes Durchsetzungs- und Organisations­
vermögen; hohe Belastbarkeit; gute Kenntnisse des bran­
denburgischen Schulrechts; der Nachweis einer Qualifi­
kation auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Weitere Hinweise 
Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 13 BBesG 
oder Entgeltgruppe 13 TV-L bewertet. Eine Beförderung 
in das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung 
kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und 
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

II.	 Rektorin/Rektor als Leiterin oder Leiter des Primar­
stufenbereiches an Oberschulen (Primarstufenleiterin/ 
Primarstufenleiter) 

Thomas-Müntzer Oberschule mit Grundschule Ziesar 
Schulstraße  11 
14793 Ziesar 

- Besetzung zum nächst möglichen Termin - 
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Aufgaben 
Die Aufgaben bestimmen sich nach der von der Schullei­
tung beschlossenen Aufgabenverteilung. Folgende Auf­
gaben können zum Arbeitsfeld der Primarstufenleiterin 
oder des Primarstufenleiters gehören: inhaltliche Ausgestal­
tung der Primarstufe im Rahmen der geltenden Vorschrif­
ten; Beratung und Besuch der in der Primarstufe tätigen 
Lehrkräfte im Unterricht; Unterstützung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters beim Verfahren der Aufnahme der 
Schülerinnen und Schüler in die Jahrgangsstufe 1 und beim 
Übergangsverfahren an die weiterführenden allgemein 
bildenden Schulen; Förderung von Schülerinnen und 
Schülern in der Primarstufe; Gewährleistung der Einhal­
tung von geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften; 
Zusammenwirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie 
Schülerinnen und Schülern mit dem Ziel der Sicherung 
und Entwicklung der Qualität schulischer Arbeit. 

Voraussetzungen 
Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primar­
stufe; mindestens fünfjährige mehrjährige Bewährung in 
der Unterrichtspraxis wünschenswert, wobei mindestens 
drei Jahre Tätigkeit in der Primarstufe nachgewiesen wer­
den sollen. 

Anforderungen 
Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen Zusammen­
arbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­
arbeit an der Schule sowie zum engen Zusammenwirken 
mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter, dem Schulträ­
ger, dem Staatlichen Schulamt und den Mitwirkungsgre­
mien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe 
Belastbarkeit; umfassende Kenntnisse des brandenburgi­
schen Schulrechts; gute gesicherte Kenntnisse der Rah­
menbedingungen und Ziele der Umgestaltung und Ent­
wicklung der brandenburgischen Schule; geeignete Fort­
bildungen sind wünschenswert. 

Weitere Hinweise 
Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftig­
ten besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 13 
BbgBesG oder Entgeltgruppe 13 TV-L bewertet. Eine 
Beförderung in das entsprechende Amt oder eine Höher­
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn­
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset­
zungen erfolgen. 

III. Schulleiterin/Schulleiter an Gesamtschulen 

Neue Gesamtschule Potsdam
 
Haeckelstraße  72
 
14471 Potsdam
 

- Besetzung zum 01.08.2012 ­

Aufgaben 
Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewährleis­
tung der Einhaltung von geltenden Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften; Vertretung der Schule nach außen in 
enger Zusammenarbeit mit dem Schulträger und dem 
Staatlichen Schulamt; Zusammenwirken mit Lehrkräften, 

Eltern sowie Schülerinnen und Schülern mit dem Ziel der 
Sicherung und Entwicklung der Qualität schulischer 
Arbeit; Sicherung einer geordneten Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit; Gewährleistung der Schulprofilbildung 
und des Prozesses der Erarbeitung, Umsetzung und Eva­
luierung eines Schulprogramms; Förderung der Schule 
als einer sich entwickelnden Organisation auf der Grund­
lage eines pädagogischen Grundkonsenses und einer auf­
bauenden Schulkultur. 

Voraussetzungen 
Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; mehrjährige 
Bewährung in der Unterrichtspraxis im Unterricht des Bil­
dungsgangs zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife. 

Anforderungen 
Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 
Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
dem Schulträger, der Schulaufsicht und den Mitwirkungs­
gremien; Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; 
hohe Belastbarkeit; umfassende Kenntnisse des branden­
burgischen Schulrechts; gesicherte Kenntnisse der Rah­
menbedingungen und Ziele der Umgestaltung und Ent­
wicklung der brandenburgischen Schule; der Nachweis 
einer Qualifikation auf dem Gebiet des Schulmanage­
ments ist erwünscht. 

Weitere Hinweise 
Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Die Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 15 
BbgBesG zuzüglich Amtszulage oder Entgeltgruppe 15 
TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet. Das Amt als Schul­
leiterin oder Schulleiter wird gemäß § 120 Landesbeam­
tengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur Höchstdauer von 
zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine Beförderung in 
das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sons­
tigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

IV. Stellv. Schulleiterin/stellv. Schulleiter an Gesamtschulen 

Gesamtschule »Peter Joseph Lenné« Potsdam 
Humboldtring 17 
14473 Potsdam 

- Besetzung zum nächst möglichen Termin ­

Aufgaben 
Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung 
der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; Vertre­
tung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Abwesen­
heit oder Verhinderung; Unterstützung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben; Zusammenwirken mit den Lehrkräften, 
Eltern sowie Schülerinnen und Schülern. 

Voraussetzungen 
Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; mehrjäh­
rige Bewährung in der Unterrichtspraxis in den Sekun­
darstufen I und II. 
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Anforderungen 
Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 
Zusammenarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter und den Mitwir­
kungsgremien; gutes Durchsetzungs- und Organisations­
vermögen; hohe Belastbarkeit; gute Kenntnisse des bran­
denburgischen Schulrechts; der Nachweis einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Weitere Hinweise 
Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Die Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 15 
BbgBesG zuzüglich Amtszulage oder Entgeltgruppe 15 
TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet. Eine Beförderung 
in das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung 
kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und 
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

V. Schulleiterin/Schulleiter an Gymnasien 

1.	 Hermann-von-Helmholtz-Gymnasium Potsdam 
Kurfürstenstraße 53 
14467 Potsdam 

- Besetzung zum 01.02.2013 ­

2.	 Neues Gymnasium Potsdam  

Kopernikusstraße 30
 
14482 Potsdam
 

- Besetzung zum 01.08.2012 ­

Aufgaben 
Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; Gewähr­
leistung der Einhaltung von geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften; Vertretung der Schule nach 
außen in enger Zusammenarbeit mit dem Schulträger 
und dem Staatlichen Schulamt; Zusammenwirken mit 
Lehrkräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der 
Qualität schulischer Arbeit; Sicherung einer geordne­
ten Unterrichts- und Erziehungsarbeit; Gewährleis­
tung der Schulprofilbildung und des Prozesses der 
Erarbeitung, Umsetzung und Evaluierung eines Schul­
programms; Förderung der Schule als einer sich ent­
wickelnden Organisation auf der Grundlage eines 
pädagogischen Grundkonsenses und einer aufbauen­
den Schulkultur. 

Voraussetzungen 
Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; mehr­
jährige Bewährung in der Unterrichtspraxis im Unter­
richt des Bildungsgangs zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife. 

Anforderungen 
Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegia­
len Zusammenarbeit, zur Innovation in der Unter­
richts- und Erziehungsarbeit sowie zum engen Zusam­
menwirken mit dem Schulträger, der Schulaufsicht 
und den Mitwirkungsgremien; Durchsetzungs- und 

Organisationsvermögen; hohe Belastbarkeit; umfas­
sende Kenntnisse des brandenburgischen Schulrechts; 
gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und 
Ziele der Umgestaltung und Entwicklung der bran­
denburgischen Schule; der Nachweis einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Weitere Hinweise 
Die Stellen können mit Beamten oder tariflich Beschäf­
tigten besetzt werden. Die unter Nummer 1 benannte 
Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 16 BBesG bewer­
tet; sofern die Stelle mit einer oder einem tariflich 
Beschäftigten besetzt wird, erfolgt die Zahlung eines 
außertariflichen Entgelts in Höhe von zur Zeit 
5.707,88 Euro. Die unter Nummer 2 benannte Stelle 
ist mit Besoldungsgruppe A 15 BBesG zuzüglich 
Amtszulage oder Entgeltgruppe 15 TV-L zuzüglich 
Amtszulage bewertet. 
Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L 
bis zur Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe über­
tragen. Eine Beförderung in das entsprechende Amt 
oder eine Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen 
der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamten­
rechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

VI. Stellv. Schulleiterin/stellv. Schulleiter an Gymnasien 

Goethe Gymnasium Nauen
 
Parkstraße  7
 
14641 Nauen
 

- Besetzung zum 01.02.2013 ­

Aufgaben 
Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung 
der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; Vertre­
tung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei Abwesen­
heit oder Verhinderung; Unterstützung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters bei der Wahrnehmung ihrer oder 
seiner Aufgaben; Zusammenwirken mit den Lehrkräften, 
Eltern sowie Schülerinnen und Schülern. 

Voraussetzungen 
Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; mehrjäh­
rige Bewährung in der Unterrichtspraxis in den Sekun­
darstufen I und II. 

Anforderungen 
Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegialen 
Zusammenarbeit sowie zum engen Zusammenwirken mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter und den Mitwir­
kungsgremien; gutes Durchsetzungs- und Organisations­
vermögen; hohe Belastbarkeit; gute Kenntnisse des bran­
denburgischen Schulrechts; der Nachweis einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Weitere Hinweise 
Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Die Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 15 
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BBesG zuzüglich Amtszulage oder Entgeltgruppe 15 TV-L 
zuzüglich Amtszulage bewertet. Eine Beförderung in das 
entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und son­
stigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

VII. Oberstufenkoordinatorin/Oberstufenkoordinator 	an 
Gymnasien 

1.	 Gymnasium Falkensee
 
Rathenaustraße  35/37
 
14612 Falkensee
 

2.	 Gymnasium Stahnsdorf am Standort Teltow 
Warthestraße  2 
14513 Teltow 

- Besetzung jeweils zum 01.08.2012 ­

Aufgaben 
Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrneh­
mung der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungs­
plan; Koordination der pädagogischen Arbeit in der 
gymnasialen Oberstufe insbesondere bei der Aufnah­
me in die gymnasiale Oberstufe, der Schullaufbahn­
beratung der Schülerinnen und Schüler, der Organisa­
tion des Unterrichts und im Zusammenhang mit der 
Abiturprüfung sowie bei der Sicherung der Unter­
richtsqualität in der gymnasialen Oberstufe; Zusam­
menwirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie Schüle­
rinnen und Schülern. 

Voraussetzungen 
Befähigung für die Laufbahn des Studienrats; mehr­
jährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Sekundarstufe II; umfassende und mehrjährige Erfah­
rung in Abiturprüfungen. 

Anforderungen 
Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft zur kollegia­
len Zusammenarbeit sowie zum engen Zusammen­
wirken mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter und 
den Mitwirkungsgremien; gutes Durchsetzungs- und 
Organisationsvermögen; hohe Belastbarkeit; gute 
Kenntnisse des brandenburgischen Schulrechts; der 
Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet des 
Schulmanagements ist erwünscht. 

Weitere Hinweise 
Die Stellen können mit Beamten oder tariflich Be­
schäftigten besetzt werden. Die Stellen sind mit Be­
soldungsgruppe A 15 BBesG oder Entgeltgruppe 15 
TV-L bewertet. Eine Beförderung in das entspre­
chende Amt oder eine Höhergruppierung kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und son­
stigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfol­
gen. 

Die Bewerbung von Frauen ist erwünscht. Schwerbehinderte 
Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX werden bei gleicher 
Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind 
unter Angabe der angestrebten Stelle innerhalb von vier Wochen 
nach Veröffentlichung dieser Ausschreibungen im Amtsblatt des 
Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport zu richten an das 

Staatliche Schulamt Brandenburg an der Havel
 
Der Leiter
 

Magdeburger Straße 45
 
14770 Brandenburg an der Havel.
 

Das Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder) beabsichtigt, vor­
behaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Vorausset­
zungen, folgende Stellen zum 01.08.2012 zu besetzen: 

I.	 Schulleiterin oder Schulleiter an einer Grundschule 

Grundschule „M. Andersen Nexö“
 
Frankfurter Straße 74
 
15518 Briesen
 

Aufgaben: 
a) Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
c) 	Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, El­

tern, Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts­
und Arbeitsbedingungen; 

d) 	Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

e) 	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1. 	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Pri­

marstufe; 
2. 	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3. Die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4. 	Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5. 	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Gestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; 

6.	 Umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organi­
sation des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifi­
kation auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 13 
BBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 13 TV-L 
zuzüglich Amtszulage bewertet. 
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Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt 
kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und 
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

II. Stellvertretende Schulleiterin / stellvertretender Schul­
leiter an einer Grundschule 

Grundschule „M. Andersen Nexö“
 
Frankfurter Straße 74
 
15518 Briesen
 

Aufgaben: 
a) 	Stellvertretende Leitung der Schule auf kollegialer 

Grundlage, 
b) 	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger, 
c) 	Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, El­

tern, Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts­
und Arbeitsbedingungen, 

d) 	Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit, 

e) 	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Pri­

marstufe, 
2. 	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis, 
3. 	 Die Fähigkeit und Bereitschaft 

-	 zur kollegialen Zusammenarbeit, 
-	 zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
-	 zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien, 
4. 	Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit, 
5. 	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Gestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule, 

6.	 Umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organi­
sation des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifi­
kation auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 12 
BBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 11 TV-L 
zuzüglich Amtszulage bewertet. 

Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stell­
vertretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewäh­
rung in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Be­
währung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförde­
rung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti­
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. 
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt. 

Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten Funktion 
innerhalb von 4 Wochen nach Veröffentlichung dieser Aus­
schreibungen zu richten an das 

Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder)
 
Herrn Gerhard Kranz
 

Gerhard-Neumann-Straße 3
 
15236 Frankfurt (Oder).
 

Das Staatliche Schulamt Cottbus beabsichtigt, vorbehaltlich 
des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, die 
nachfolgend aufgeführten Stellen neu zu besetzen: 

I.	 Stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter an Grund­
schulen 

1.	 Fröbel-Grundschule in Cottbus
 
Welzower Straße 9 a 

03048 Cottbus
 

2.	 J.-W. von Goethe-Grundschule in Welzow
 
Jahnstraße 24
 
03119 Welzow
 

- Besetzung jeweils zum Schuljahr 2012/13 ­

3.	 Grundschulzentrum Robert Reiss Bad Liebenwerda 
Riesaer Straße 5 - 7 
04924 Bad Liebenwerda 

- Besetzung zum frühestmöglichen Termin ­

Aufgaben: 
a)	 Stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grund­

lage in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der/ 
dem Leiterin/Leiter der Schule; 

b)	 Selbstständige und eigenverantwortliche Wahr­
nehmung der Aufgaben gemäß Geschäftsvertei­
lungsplan; 

c)	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, den Eltern, 
den Schülerinnen und Schüler und dem Schulträ­
ger auf gute Unterrichts- und Arbeitsbedingungen; 

d)	 Koordinierung der pädagogischen Arbeit, Bera­
tung der an der Schule tätigen Lehrkräfte, Förde­
rung und Unterstützung der Fort- und Weiterbil­
dung der Lehrkräfte; 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mit­
wirkung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler 
und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über fol­
gende Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die 

Primarstufe; 
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2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen  Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erzie­

hungsarbeit; 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schul­

träger, der Schulaufsicht, den Mitwirkungs­
gremien, 

-	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, 
Belastbarkeit; 

4.	 Fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelun­
gen und Bedingungen für die Umgestaltung und 
Entwicklung der brandenburgischen Schule. Der 
Abschluss einer Qualifikation auf dem Gebiet des 
Schulmanagements ist erwünscht. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit 
sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stellen können mit Beschäftigten im Beamten- oder 
Angestelltenverhältnis besetzt werden. Sie sind mit Besol­
dungsgruppe A 12 BBesG zuzüglich Amtszulage (ver­
gleichbar Entgeltgruppe 11 TV-L zuzüglich Amtszulage) 
bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiter/-in wird zur Feststel­
lung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Fest­
stellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. 
Eine Beförderung bzw. Höhergruppierung kann erst nach 
Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beam­
tenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

II.	 Schulleiterin oder Schulleiter an Oberschulen 

Friedrich-Hoffmann Oberschule Großräschen 
Seestraße 66 
01983 Großräschen 

- Besetzung zum 01.08.2012 ­

Aufgaben: 
a)	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
b)	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern, Schülerin­

nen und Schüler auf gute Unterrichts- und Arbeitsbe­
dingungen; 

d)	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerschaft und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgen­
de Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Se­

kundarstufe I; 
2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen  Zusammenarbeit, 
- zur Qualitätsentwicklung in der Unterrichts- und 

Erziehungsarbeit an der Schule, 

- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 
der Schulaufsicht, den Mitwirkungsgremien. 

4.	 Führungskompetenz, Durchsetzungs- und Organisa­
tionsvermögen, Belastbarkeit; 

5.	 Umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organi­
sation des Schulbetriebes und des brandenburgischen 
Schulrechts sowie regionale Kenntnisse; der Abschluss 
einer Qualifikation auf dem Gebiet des Schulmanage­
ments ist erwünscht; 

6.	 Fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen 
und Bedingungen für die Entwicklung der branden­
burgischen Schule. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit 
sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG zzgl. Amtszulage bzw. der Entgeltgruppe 14 TV-L 
zzgl. Amtszulage bewertet. 

Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung/Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen 
der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrecht­
lichen Voraussetzungen erfolgen. 

III. Stellv.	 Schulleiterin oder stellv. Schulleiter an Ober­
schulen 

1.	 Karl-Eduard von Lingenthal-Oberschule mit inte­
grierter Grundschule - Europaschule - 
Schulstraße 21 
01990 Ortrand 

2.	 Dr.-Otto-Rindt-Oberschule 

Calauer Str. 26
 
01968 Senftenberg
 

- Besetzung jeweils zum 01.08.2012 ­

Aufgaben: 
1.	 Stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusam­

menarbeit mit dem Schulträger und dem Staatli­
chen Schulamt; 

3.	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, den Eltern, 
den Schülerinnen und Schülern auf gute Unter­
richts- und Arbeitsbedingungen; 

4. 	Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mit­
wirkung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler 
und der Lehrkräfte 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über fol­
gende Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die 

Sekundarstufe I; 
2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
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3.	 Ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 
- zur kollegialen  Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erzie­

hungsarbeit an der Schule; 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträ­

ger, der Schulaufsicht, den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, hohe 

Belastbarkeit; 
5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen 

Schulrechts; 
6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Orga­

nisation des Schulbetriebes; der Abschluss einer 
Qualifikation auf dem Gebiet des Schulmanage­
ments ist erwünscht. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit 
sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Beschäf­
tigten besetzt werden. Sie sind mit Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG bzw. der Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiter/-in wird zur Feststellung 
der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Feststellung 
der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beför­
derung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sons­
tigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

IV. Schulleiterin oder Schulleiter an Gymnasien 

Humboldt-Gymnasium - Europaschule -  

Schmellwitzer Weg 2
 
03044 Cottbus
 

- Besetzung zum 01.12.2012 ­

Aufgaben: 
a)	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
b)	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern, Schülerinnen 

und Schüler auf gute Unterrichts- und Arbeitsbedin­
gungen; 

d)	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerschaft und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgen­
de Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; 
2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis des 

Bildungsganges zum Erwerb der allgemeinen Hoch­
schulreife; 

3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 
- zur kollegialen  Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträ­

ger, der Schulaufsicht, den Mitwirkungsgremien. 

4.	 Führungskompetenz, Durchsetzungs- und Organisa­
tionsvermögen, hohe Belastbarkeit; 

5.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organi­
sation des Schulbetriebes und des brandenburgischen 
Schulrechts sowie regionale Kenntnisse; 

6.	 Fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 
Bedingungen für die Entwicklung der brandenburgi­
schen Schule; der Abschluss einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 16 BBesG 
bewertet. Sofern die Stelle mit einem tariflich Beschäftig­
ten besetzt wird, erfolgt die Zahlung eines außertariflichen 
Entgeltes in Höhe von 5.707,88 Euro. 

Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV - L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung bzw. Höhergruppierung kann erst nach Erfül­
len der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamten­
rechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

V. Stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter an Gymnasien 

Elsterschloss-Gymnasium in Elsterwerda 

Schlossplatz 1a
 
04910 Elsterwerda
 

- Besetzung zum 01.08.2012 ­

Aufgaben: 
a)	 Stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage in 

vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der/dem Leite­
rin/Leiter der Schule; 

b)	 Selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung 
der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; 

c)	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, den Eltern, 
den Schülerinnen und Schüler und dem Schulträger 
auf gute Unterrichts- und Arbeitsbedingungen; 

d)	 Koordinierung der pädagogischen Arbeit, Beratung der 
an der Schule tätigen Lehrkräfte, Förderung und Unter­
stützung der Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte; 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgen­
de Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; 
2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis des 

Bildungsganges zum Erwerb der allgemeinen Hoch­
schulreife; 

3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 
- zur kollegialen  Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträ­

ger, der Schulaufsicht, den Mitwirkungsgremien. 
4.	 Führungskompetenz, Durchsetzungs- und Organisa­

tionsvermögen, hohe Belastbarkeit; 
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5.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organi­
sation des Schulbetriebes und des brandenburgischen 
Schulrechts sowie regionale Kenntnisse; 

6.	 Fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 
Bedingungen für die Entwicklung der brandenburgi­
schen Schule; der Abschluss einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit 
sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 15 BBesG 
zuzüglich Amtszulage bzw. der Entgeltgruppe 15 TV-L 
zuzüglich Amtszulage bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiter/-in wird zur Feststellung 
der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Feststellung 
der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beför­
derung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sons­
tigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

VI. Oberstufenkoordinatorin oder Oberstufenkoordinator 
an Gymnasien 

Erwin-Strittmatter Gymnasium Spremberg
 
Kraftwerkstraße 78
 
03130 Spremberg
 

- Besetzung zum 01.08.2012 ­

Aufgaben: 
a)	 selbständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung 

der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; 
b)	 Koordinierung der pädagogischen Arbeit in der gym­

nasialen Oberstufe insbesondere bei der Aufnahme in 
die gymnasiale Oberstufe, der Schullaufbahnberatung 
der Schülerinnen und Schüler, der Organisation des 
Unterrichts und im Zusammenhang mit der Abiturprü­
fung sowie bei der Sicherung der Unterrichtsqualität 
in der gymnasialen Oberstufe; 

c)	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie 
Schülerinnen und Schülern; 

d)	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgen­
de Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; 
2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit mit Schulauf­
sicht, Schulleitung und Mitwirkungsgremien, 

-	 zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­
arbeit an der Schule; 

4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, hohe 
Belastbarkeit; 

5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­
rechts und umfassende Kenntnisse über die Leitung 
und Organisation einer gymnasialen Oberstufe; 

6.	 der Abschluss einer Qualifikation auf dem Gebiet des 
Schulmanagements ist erwünscht. 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m 
tariflich Beschäftigten besetzt werden. Sie ist mit der Besol­
dungsgruppe A 15 BBesG bzw. Entgeltgruppe 15 TV-L 
bewertet. 

Die Funktion als Oberstufenkoordinatorin oder Oberstufen­
koordinator wird zur Feststellung der Bewährung in der 
Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung 
erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höher­
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn­
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset­
zungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte Menschen werden bei gleicher Qualifikation und 
Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach Veröffent­
lichung dieser Ausschreibung im Amtsblatt des Ministeriums 
für Bildung, Jugend und Sport zu richten an das  

Staatliche Schulamt Cottbus
 
Herrn Boese
 

Blechenstraße 1
 
03046 Cottbus.
 

Das Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder) beabsichtigt, vor­
behaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Vorausset­
zungen, folgende Stellen zum 01.08.2012 neu zu besetzen: 

1.	 Schulleiterin bzw. Schulleiter an der 
Sonnengrundschule Fürstenwalde 
Trebuser Straße 46a 
15517 Fürstenwalde 

Aufgaben: 
a) Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
c) Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute 
Unterrichts- und Arbeitsbedingungen; 
d) Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­

hungsarbeit; 
e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­

kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Pri­

marstufe; 
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2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Gestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; 

6.	 Umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organi­
sation des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifi­
kation auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet. 

Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt 
kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und 
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

2.	 Stellv. Schulleiterin/stellv. Schulleiter an der 
Grundschule „Erich Weinert“ Eisenhüttenstadt 
Friedrich-Engels-Straße 37 
15890 Eisenhüttenstadt 

Aufgaben: 
a)	 Stellvertretende Leitung der Schule auf kollegialer 

Grundlage; 
b)	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und 
Arbeitsbedingungen; 

d)	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Pri­

marstufe; 
2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Gestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; 

6.	 Umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organi­
sation des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifi­
kation auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 13 
BBesG bzw. Entgeltgruppe 13 TV-L bewertet. 

Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stell­
vertretender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewäh­
rung in der Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewäh­
rung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung/ 
Höhergruppierung in das entsprechende Amt kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich­
tigt. 

Bewerbungen sind unter Angabe der angestrebten Funktion 
innerhalb von 4 Wochen nach Veröffentlichung dieser Aus­
schreibungen zu richten an das 

Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder)
 
Herrn Gerhard Kranz
 

Gerhard-Neumann-Straße 3
 
15236 Frankfurt (Oder).
 

Das Staatliche Schulamt Perleberg beabsichtigt, vorbehaltlich 
des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, die 
Stelle als 

stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter der
 
Grundschule „August Fischer“
 

Neue Straße 16
 
16835 Lindow/M.
 

zum 01.07.2012 neu zu besetzen. 

Aufgaben: 
1.	 selbständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung der 

Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; 
2.	 Vertretung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

Abwesenheit oder Verhinderung; 
3.	 Unterstützung der Schulleiterin oder des Schulleiters bei 

der Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben; 
4.	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie Schü­

lerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Arbeitsbe­
dingungen. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primar­

stufe; 
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2.	 Mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe. 

Anforderungen: 
1.	 ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, dem 

Staatlichen Schulamt und den Mitwirkungsgremien; 
2.	 ausgewiesenes Durchsetzungs- und Organisationsvermö­

gen; 
3.	 hohe Belastbarkeit; 
4.	 gesicherte Kenntnisse der Regelungen und Ziele der Umge­

staltung und Entwicklung der brandenburgischen Schule; 
5.	 Der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet des 

Schulmanagements ist erwünscht. 

Sonstige Hinweise: 
Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder einer/m tariflich 
Beschäftigten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgrup­
pe A 12 BBesG zuzüglich Amtszulage (vergleichbar Entgelt­
gruppe 11 TV-L zuzüglich Amtszulage) bewertet. 

Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellvertre­
tender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung in der 
Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt 
nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höhergruppierung 
in das entsprechende Amt kann erst nach Erfüllen der schul­
laufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraus­
setzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte Menschen nach Maßgabe  des § 2 SGB IX werden bei 
gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind 
innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung dieser Aus­
schreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport zu richten an das 

Staatliche Schulamt Perleberg 
Herrn Kowalzik 
Berliner Str. 49 

19348 Perleberg. 

Das Staatliche Schulamt Wünsdorf beabsichtigt, vorbehalt­
lich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, 
die Stelle als 

stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter der
 
Theodor-Fontane-Grundschule Ludwigsfelde
 

Theodor-Fontane-Straße 2a
 
14974 Ludwigsfelde
 

Aufgaben: 
a) stellvertretende Leitung der Schule auf kollegialer Grund­

lage; 
b) Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger und dem Staatlichen Schulamt; 
c)	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und 
Arbeitsbedingungen; 

d) Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungs­
arbeit; 

e) Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung der 
Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerben sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 
1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primar­

stufe; 
2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Qualitätsentwicklung in der Unterrichts- und Erzie­

hungsarbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit; 
5. 	fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; 

6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation 
des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe A 12 BBesG 
zuzüglich Amtszulage (vergleichbar Entgeltgruppe 11 TV-L 
zuzüglich Amtszulage) bewertet. 

Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellvertre­
tender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung in der 
Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt 
nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höhergruppierung 
in das entsprechende Amt kann erst nach Erfüllen der schul­
laufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraus­
setzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich­
tigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von 4 Wochen nach Veröffentli­
chung dieser Ausschreibung zu richten an: 

Staatliches Schulamt Wünsdorf
 
Frau Hellmann
 

Verwaltungszentrum B
 
Hauptallee 116/7
 

15806 Zossen
 

zum nächst möglichen Termin neu zu besetzen. 
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Stellenausschreibungen für den Auslandsschuldienst 

Die folgende Stelle für Schulleiterinnen oder Schulleiter ist zu 
besetzen 

Deutsche Internationale Schule Sydney, Australien 

Besetzungsdatum: 01.07.2012 
Bewerbungsende: 30.11.2011 

Deutschsprachige Schule 
Klassenstufen: 1 – 12 
Schülerzahl: 217 
Berechtigung Übergang gymn. Oberstufe 
International Baccalaureate (gemischtsprachig) 

Lehrbefähigung der Sek. I und II 
Bes. Gr. A 14/A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Gute Englischkenntnisse sind erforderlich, Erfahrung mit 
internationalen Abschlüssen erwünscht. 

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. Die Be­
reitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen 
im Gastland wird erwartet. Fragebögen für die Bewerbung ste­
hen im Internet unter www.auslandsschulwesen.de zur Verfü­
gung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über das zuständige Schulamt und das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg an das 
Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschul­
wesen (ZfA) - zu richten. 

Eine weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist 
gleichzeitig an das im Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport des Landes Brandenburg zuständigem Mitglied des 
Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland 
(BLASchA) zu senden: 

Anschrift: 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Herrn Karl Fisher 
Abteilung 3 
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­
laufs an die ZfA (als Vorabinformation) wird gebeten. Die Be­
werbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf dem 
Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewerbungs­
frist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der Stelle 
aus Bundesmitteln (Vermittlung). 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrge­

nommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausge­
schriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die 
vergleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine aus­
drückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder 
Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besol­
dungs/Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist 
für eine Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden 
Landes das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers 
zur Gewährung der Zuwendungen auf Basis der für die Schul­
leiterstelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Ent­
geltgruppe erforderlich. 

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens­
wege und Bewerbungsmodalitäten des Landes Brandenburg. 

Die folgende Stelle für Schulleiterinnen oder Schulleiter ist zu 
besetzen 

Internationale Deutsche Schule Paris, Frankreich 

Besetzungsdatum: 01.08.2012 
Bewerbungsende: 31.12.2011 

Deutschsprachige Schule 
Unterrichtsprogramm mit bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1 - 12 
Schülerzahl: 295 
Deutsche Allgemeine Hochschulreife und 
zusätzliche optionale Baccalaureat-Prüfung: ABI-BAC 
Jahrgangsstufe 12 
Haupt- und Realschulabschluss 

Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II 
Bes. Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Französischkenntnisse werden erwartet. 

Erfahrungen im Auslandsschuldienst, vorzugsweise in der 
Schulleitung bzw. Schulleitungserfahrungen im Inland, Erfah­
rungen in der Qualitätsentwicklung sowie betriebswirtschaftli­
che Erfahrungen sind erwünscht. Die Bereitschaft zur Zu­
sammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen im Gastland wird 
erwartet. Fragebögen für die Bewerbung stehen im Internet unter 
www.auslandsschulwesen.de zur Verfügung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über das zuständige Schulamt und das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg an das 
Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschul­
wesen (ZfA) - zu richten. 

Eine weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist 
gleichzeitig an das im Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport des Landes Brandenburg zuständigem Mitglied des 
Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland 
(BLASchA) zu senden: 

http:www.auslandsschulwesen.de
http:www.auslandsschulwesen.de
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Anschrift: 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Herrn Karl Fisher 
Abteilung 3 
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­
laufs an die ZfA (als Vorabinformation) wird gebeten. Die Be­
werbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf dem 
Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewerbungs­
frist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der Stelle 
aus Bundesmitteln (Vermittlung). 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrge­
nommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausge­
schriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die 
vergleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine aus­
drückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder 
Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs-/ 
Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur 
Gewährung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter-
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgelt­
gruppe erforderlich. 

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens­
wege und Bewerbungsmodalitäten des Landes Brandenburg. 

Die folgende Stelle für Schulleiterinnen oder Schulleiter ist zu 
besetzen 

- Drittausschreibung ­

Willy-Brandt-Schule/Deutsche Schule Warschau 

Besetzungsdatum: 01.08.2012 
Bewerbungsende: 31.12.2011 

Zweisprachige Schule mit integriertem Unterrichtspro­
gramm und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1-12 
Schülerzahl: 179 
Reifeprüfung mit deutscher und polnischer Hochschul­
zugangsberechtigung 

Lehrbefähigung für die Sek. I und II 
Bes. Gr. A 15, A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 
Polnischkenntnisse sind wünschenswert 

- Drittbewerbungen sind zulässig ­

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. Die Be­
reitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen im 
Gastland wird erwartet. Fragebögen für die Bewerbung stehen 
im Internet unter www.auslandsschulwesen.de zur Verfügung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über das zuständige Schulamt und das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg an das 
Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschul­
wesen (ZfA) - zu richten. 

Eine weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist gleich­
zeitig an das im Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des 
Landes Brandenburg zuständigem Mitglied des Bund-Länder-
Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland (BLASchA) zu 
senden: 

Anschrift: 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Herrn Karl Fisher 
Abteilung 3 
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­
laufs an die ZfA (als Vorabinformation) wird gebeten. Die Be­
werbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf dem 
Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewerbungs­
frist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der Stelle 
aus Bundesmitteln (Vermittlung). 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrge­
nommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausge­
schriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die 
vergleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine aus­
drückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder 
Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs-/ 
Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur 
Gewährung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter-
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgelt­
gruppe erforderlich. 

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens­
wege und Bewerbungsmodalitäten des Landes Brandenburg. 

Die folgende Stelle für Schulleiterinnen oder Schulleiter ist zu 
besetzen 

Deutsche Schule Erbil, Irak, Region Kurdistan 

Besetzungsdatum: 01.08.2012 
Bewerbungsende: 30.11.2011 

http:www.auslandsschulwesen.de
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Deutschsprachige Schule im Aufbau 
Klassenstufen:1-6 
Schülerzahl: 73 
Abschlüsse der Sekundarstufe I in Vorbereitung 

Lehrbefähigung der Sek. I und II bzw. der Sek. I mit gymn. 
Erfahrung 
Bes. Gr. A 14/A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Gute Englischkenntnisse sind erforderlich. Eine Mitreise 
von Familienangehörigen ist nicht möglich. 

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. Die Be­
reitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen 
im Gastland wird erwartet. Fragebögen für die Bewerbung 
stehen im Internet unter www.auslandsschulwesen.de zur Ver­
fügung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über das zuständige Schulamt und das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg an das 
Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschul­
wesen (ZfA) - zu richten. 

Eine weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist 
gleichzeitig an das im Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport des Landes Brandenburg zuständigem Mitglied des 
Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland 
(BLASchA) zu senden: 

Anschrift: 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Herrn Karl Fisher 
Abteilung 3 
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­
laufs an die ZfA (als Vorabinformation) wird gebeten. Die Be­
werbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf dem 
Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewerbungs­
frist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der Stelle 
aus Bundesmitteln (Vermittlung). 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrge­
nommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausge­
schriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die 
vergleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine aus­
drückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder 
Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs-/ 
Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur Ge­

währung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter-
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgelt­
gruppe erforderlich. 

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens­
wege und Bewerbungsmodalitäten des Landes Brandenburg. 

Die folgende Stelle für Schulleiterinnen oder Schulleiter ist zu 
besetzen 

Deutsche Internationale Schule Changchun, China 

Besetzungsdatum: 01.08.2012 
Bewerbungsende: 30.11.2011 

Deutschsprachige Schule 
Klassenstufen: 1 – 10 
Schülerzahl: 50 
Abschlüsse der Sekundarstufe I in Vorbereitung 

Lehrbefähigung der Sek. I und II bzw. der Sek. I mit gymn. 
Erfahrung 
Bes. Gr. A 14/A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Gute Englischkenntnisse sind erforderlich. Die Stelle ist zu­
nächst auf drei Jahre befristet. 

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. Die Be­
reitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen im 
Gastland wird erwartet. Fragebögen für die Bewerbung stehen 
im Internet unter www.auslandsschulwesen.de zur Verfügung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über das zuständige Schulamt und das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg an das 
Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschul­
wesen (ZfA) - zu richten. 

Eine weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist gleich­
zeitig an das im Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des 
Landes Brandenburg zuständigem Mitglied des Bund-Länder-
Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland (BLASchA) zu 
senden: 

Anschrift: 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Herrn Karl Fisher 
Abteilung 3 
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­
laufs an die ZfA (als Vorabinformation) wird gebeten. Die Be­
werbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf dem 
Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewerbungs­
frist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der Stelle 
aus Bundesmitteln (Vermittlung). 

http:www.auslandsschulwesen.de
http:www.auslandsschulwesen.de
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Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahr­
genommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausge­
schriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die 
vergleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine 
ausdrückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin 
oder Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs-/ 
Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur Ge­
währung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter-
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgelt­
gruppe erforderlich. 

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens­
wege und Bewerbungsmodalitäten des Landes Brandenburg. 

Die folgende Stelle für Schulleiterinnen oder Schulleiter ist zu 
besetzen 

Deutsche Schule Alexander von Humboldt Lima, Peru 

Besetzungsdatum: 01.02.2013 
Bewerbungsende: 30.11.2011 

Zweisprachige Schule mit gegliedertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel/berufsbildender Zweig (IVP) 
Klassenstufen: 1-13 
Schülerzahl: 1424 
Deutsche Allgemeine Hochschulreife 
Deutsches Sprachdiplom der KMK 
Sekundarabschluss des Landes 
Von der KMK anerkannte Berufsschule 

Lehrbefähigung für die Sek. I und II 
Bes. Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Spanischkenntnisse sind erforderlich. 

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. Die Be­
reitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen im 
Gastland wird erwartet. Fragebögen für die Bewerbung stehen 
im Internet unter www.auslandsschulwesen.de zur Verfügung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über das zuständige Schulamt und das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg an das 
Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschul­
wesen (ZfA) - zu richten. 

Eine weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist 
gleichzeitig an das im Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport des Landes Brandenburg zuständigem Mitglied des 

Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland 
(BLASchA) zu senden: 

Anschrift: 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Herrn Karl Fisher 
Abteilung 3 
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­
laufs an die ZfA (als Vorabinformation) wird gebeten. Die Be­
werbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf dem 
Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewerbungs­
frist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der Stelle 
aus Bundesmitteln (Vermittlung). 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrge­
nommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausge­
schriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die 
vergleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine aus­
drückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder 
Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs-/ 
Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur Ge­
währung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter-
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgelt­
gruppe erforderlich. 

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens­
wege und Bewerbungsmodalitäten des Landes Brandenburg. 

Die folgende Stelle für Schulleiterinnen oder Schulleiter ist zu 
besetzen 

Deutsche Schule Riad, Saudi Arabien 

Besetzungsdatum: 01.08.2012 
Bewerbungsende: 31.01.2012 

Deutschsprachige Schule mit deutschem Schulziel 
Klassenstufen: 1-10 
Schülerzahl: 68 
Abschlüsse der Sekundarstufe I 

Lehrbefähigung für die Sekundarstufe(n) I bzw. I und II 
Bes. Gr. A 14 / A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

- Drittbewerbungen sind zulässig ­

http:www.auslandsschulwesen.de
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Die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtun­
gen im Gastland wird erwartet. Fragebögen für die Bewerbung 
stehen im Internet unter www.auslandsschulwesen.de zur Verfü­
gung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über das zuständige Schulamt und das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg an das 
Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschul­
wesen (ZfA) - zu richten. 

Eine weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist gleich­
zeitig an das im Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des 
Landes Brandenburg zuständigem Mitglied des Bund-Länder-
Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland (BLASchA) zu 
senden: 

Anschrift: 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Herrn Karl Fisher 
Abteilung 3 
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­

laufs an die ZfA (als Vorabinformation) wird gebeten. Die 
Bewerbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf dem 
Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewerbungs­
frist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der Stelle 
aus Bundesmitteln (Vermittlung). 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrgenom­
men wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausgeschrie­
bene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die ver­
gleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine aus­
drückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder 
Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs-/ 
Entgeltgruppen auf eine Schulleiter-stelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur 
Gewährung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter-
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgeltgrup­
pe erforderlich. 

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfahrens­
wege und Bewerbungsmodalitäten des Landes Brandenburg. 
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